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AUFSÄTZE 

 

Friedegund Bürger, Olaf Dohrmann, Tjark Kunstreich 

 

"Der Umgang mit Minderheiten will gelernt sein." 

 

Der jüdische Friedhof in Hamburg-Ottensen 

 

- ein Lehrstück für tolerante Tradition und demokratischen Dialog 

 

1. Einige grundsätzliche Anmerkungen 

 

"Der Umgang mit Minderheiten will ge-
lernt sein. Die Fähigkeit zu jener Tole-
ranz, die den anderen in die eigene soziale 

 

und politische Lebenswelt aufnimmt und 

 

ihn zugleich dort läßt, wo er sein will, muß 

 

erworben werden." (1) 

 

(Henning Voscherau, 1. Bürgermeister 

 

der Freien und Hansestadt Hamburg, im 

 

Mai 1991). 

 

Die Auseinandersetzung um die erneu-
te Bebauung des jüdischen Friedhofs in 

 

Hamburg-Ottensen ist mittlerweile welt-
bekannt. Die internationale Rezeption 

 

dieser Auseinandersetzung ist geprägt 

 

von der Frage, inwieweit die Deutschen 

 

den Umgang mit Minderheiten gelernt 

 

haben. Im Gegensatz zur deutschen un-
terstellt die internationale Öffentlichkeit 

 

jedoch, daß angesichts dieser Auseinan-

dersetzung das Lernen nicht weit gedie-
hen sei. Dabei geht es weniger um das 

 

Streitobjekt als um die Art und Weise, wie 

 

der Hamburger Senat einen solchen Kon-
flikt zu lösen gedenkt. Nicht zuletzt soll 

 

es in diesem Aufsatz um die Art und Weise 

 

gehen, die eine historische Kontinuität 

 

aufweist, welche bis in die Zeit nach dem 

 

Dreißigj ährigen Krieg zurückzuverfolgen 

 

ist, in die Zeit also, in der der jüdische 

 

Friedhof in Ottensen begründet wurde. 

 

Friedhöfe der Juden in Deutschland 

 

sind, seit es Juden in Deutschland gibt, 

 

Brennpunkt herrschenden Interesses - 

 

mal durch die Herrschaft selber, mal 

 

durch den Klerus und ebenso häufig 

 

durch das Volk. Jedoch ist festzustellen, 

 

daß es einen Unterschied gibt zwischen 

 

nächtlichen Grabschändungen und der 

 

gezielten Auslöschung jüdischer Friedhö-
fe durch staatliche Organe. Der Zusam-

menhang zwischen beiden ergibt sich 

 

aber daraus, daß es beispielsweise im 

 

Zusammenhang mit der Auseinanderset-
zung um den jüdischen Friedhof in Otten-
sen zu Schändungen anderer jüdischer 

 

Friedhöfe und Denkmäler fiir die jüdi-
schen Opfer des Nationalsozialismus 

 

kam. 

 

In Ottensen ging in Erfiillung, wovor 

 

Henning Voscherau in einer Antwort auf 

 

einen Brief von Lord Jacobovits, dem Prä-
sidenten der Europäischen Rabbinerkon-
ferenz, gewarnt hat: 

 

"Die Stadt Hamburg, die diese (liberale 

 

und tolerante, d.V.) Tradition ihrer jüdi-
schen Mitbürger auch die ihrige nennen 

 

darf, wäre (...) sehr erleichtert, wenn der 

 

'Fehler' des Jewish Trust von 1953 (das 

 

Gelände zu verkaufen, d.V.) jetzt dazu 

 

rührte, daß Hamburg durch die 'Augen 

 

der Juden in aller Welt' nicht ein Wider-
spruch zu seinen toleranten Traditionen 

 

und zu den geltenden Gesetzen gebracht 

 

würde." (2) 

 

Die doppelbödige Formulierung konnte 

 

auch als Drohung verstanden werden. 

 

Denn: Wie weit es mit einer solchen Tra-
dition, auf die Voscherau sich hier beruft, 

 

her ist, läßt sich beurteilen, wenn die 

 

Frage danach gestellt wird, was unter 

 

Toleranz verstanden wird. In diesem Zi-
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tat beschreibt sie eine Haltung, die mit 

 

der Entrechtung, Vertreibung und Er-

mordung der jüdischen Bürger Ham-

burgs endete - und zudem von den "Juden 

 

in aller Welt" nicht nur Toleranz, sondern 

 

Schweigen fordert, weil die Stadt Hain-

burg sonst die von ihren jüdischen Mit-

bürgern" erlernte Toleranz ganz schnell 

 

wieder verlernen könnte. 

 

Hier läßt sich nicht nur deutlich erken-

nen, daß der Senat nichts zum Erhalt des 

 

Friedhofs tun will. Auch der arrogante 

 

Tonfall des Briefes und seine dreisten 

 

Unterstellungen - "Ich bin sicher, auch Sie 

 

sehen Gesetzes- und Verfassungsbruch 

 

nicht als ein Mittel an, mit dem die Stadt 

 

Ihnen Hilfe leisten dürfte." - sind auffäl-

lig: Es geht schließlich um eine höfliche 

 

und besorgte Anfrage. 

 

Berührt ist nicht nur die 300jährige 

 

Geschichte des Friedhofs, denn Existenz 

 

oder Auslöschung waren und sind nie zu 

 

trennen gewesen von der Haltung der 

 

Hamburger Regierung und der Bevölke-

rung zu den Juden, die im übrigen auch 

 

nie "jüdische Mitbürger" waren, sondern 

 

in ruhigeren Zeiten höchstens geduldet 

 

wurden. 

 

Daß der "Umgang mit Minderheiten 

 

gelernt sein (will)", setzt ihre Konstitu-
tion als solche voraus. Das ist ein lang-
wieriger Prozeß. Der Gruppe, die als Min-
derheit bezeichnet werden soll, müssen 

 

Eigenschaften zugeschrieben werden; sie 

 

muß isoliert werden, um sichtbar zu sein; 

 

ihre Kultur darf nicht selbstverständli-
ches Menschen- oder Bürgerrecht sein, 

 

sondern die Herrschaft muß sich jeweils 

 

die Mühe machen, ihre Handlung zu ver-
bieten oder zu erlauben. Anders ist es den 

 

Juden in Hamburg nicht ergangen. 

 

Der Bürgermeister redet anstatt von 

 

der Verantwortung für die eigene Ge-

schichte, von der Geschichte der - auch in 

 

Hamburg - nahezu vernichteten Juden. 

 

Er beruft sich auf die, die nicht mehr 

 

antworten und ihre Stimme erheben kön-

nen, weil sie vernichtet worden sind. Zu-

vor wurden sie deportiert; unter den Au-

gen der Hamburger Bevölkerung wurden 

 

sie in die Züge zu den Gettos des Ostens 

 

gesetzt. Weit kann es mit so einer Tole-
ranz nicht sein - es sei denn, sie schließt 

 

Toleranz gegenüber Massenmord mit ein. 

 

Toleranz heißt also im herrschenden 

 

Verständnis, daß der andere den Platz 

 

einnimmt, der ihm zugewiesen wird. Die 

 

Toleranz hat ein Ende, wenn der andere 

 

den Platz einnimmt, von dem er denkt, es 

 

sei der seine. Dann kann die Regierung 

 

sehr intolerant werden. Herrn Vosche-
raus Geister kamen wie er sie rief, in 

 

Gestalt orthodoxer Juden aus aller Welt. 

 

Bevor wir auf die Geschichte des Fried-
hofs und die aktuelle Auseinanderset-

zung eingehen, einige grundsätzliche Be-

merkungen zu jüdischen Friedhöfen und 

 

ihren Schändungen. 

 

"Der Tote wird der Erde zurückgege-
ben. Sie nimmt ihn in ihren Schoß auf. 

 

Dort findet der ganz natürliche Verwe-

sungsprozeß statt, wird die Materie zu-
rück in Staub verwandelt. Dort wartet der 

 

Tote auf den Tag des Jüngsten Gerichts. 

 

Die Ruhe eines Toten zu stören, ist dem 

 

jüdischen Gefühl ein unerträglicher Ge-

danke, eine Vorstellung, die den Leben-
den erschauern läßt. Dem Toten gehört 

 

die Erde, in die er gebettet wurde. Für 

 

immer. Über sie darf kein anderer 

 

Mensch verfügen."(3) 

 

So kauften auch alle jüdischen Gemein-
den ihre Friedhöfe für alle Zeiten. Dieses 

 

"Ihr alle Zeiten" war so auch das größte 

 

Problem beim Erwerb von Boden. Die 

 

Friedhöfe - und der in der Diaspora ent-
wickelte Totenkult - sind ein Zeichen des 

 

Erinnems, sie stehen für ein geschichtli-
ches Bewußtsein, welches sich in Jahr-

hunderten der Vertreibung und Verfol-

gung einen Ort suchen mußte. 

 

So gesehen ist der Friedhof, der im 

 

Hebräischen auch Beth Hachajim - Woh-

nung der Lebenden - genannt wird, ein 

 

wichtigerer Ort als die Synagoge. Eine 

 

Synogoge kann unwiehen, wenn Men-
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schen, die sich in ihr treffen, vertrieben 

 

werden oder einen besseren Ort gefunden 

 

haben. Die Taten nicht. 

 

Das Trauern hat seine Zeit und es gibt 

 

für die Toten kein Jenseits, wie die Hölle 

 

und den Himmel. Die Besuche auf Fried-
höfen gelten weniger der Trauer als der 

 

Erinnerung, so werden auch statt Blu-
men Steine am Grab niedergelegt, als 

 

Symbol dafiir, daß die Verstorbenen in de 

 

Erinnerung fortleben. 

 

Als im Nationalsozialismus massen-
haft Umbettungen stattfanden, geschah 

 

dies oft nach Bittgesuchen der Gemein-
den, die verhindern wollten, daß die Toten 

 

und ihre Gräber einfach verschwinden; 

 

vor diese Alternative gestellt, entschloß 

 

man sich zur Umbettung. Für die Juden, 

 

die diese Exhumierungen vornehmen 

 

mußten, war das eine Qual, die von ihrem 

 

Ausmaß nur den Begriff der kollektiven 

 

Folter zuläßt. In der Einsicht, daß alles 

 

andere furchtbarer wäre als dieses 

 

Furchtbare, versuchen die Rabbiner 

 

durch Gebete ihre Verzweiflung zum Aus-
druck zu bringen: 

 

"Wehe uns, daß also über Euch und uns 

 

verhängt wurde! 

 

Wie ein Tag des Gerichtes, ein Tag des 

 

Zorns, und des Grimms ist uns dieser Tag 

 

der Aufstörung unserer Toten. 

 

Mit gebrochenem und niedergeschlage-
nem Herzen treten wir hier an die Stätte 

 

unserer Tränen und Gebete, 

 

Deren Steine wir lieben, deren Staub 

 

wir verehren, 

 

Um die Gebeine Eures von voller Rein-

heit geweihten Lebens zu sammeln. 

 

Uns ist als sprächen all Eure Gebeine: 

 

Ist das die Tora und das ihr Lohn, daß 

 

wir aus unseren Gräbern geschleudert 

 

werden? 

 

Darum haben wir uns alle hier versam-
melt in Gedenken an der Väter Frömmig-
keit, 

 

Von Euch Verzeihung, Vergebung und 

 

Sühne unserer Schuld zu erbitten. 

 

Rechnet es uns doch nicht als Sünde an, 

 

wenn wir töricht waren und verzagten, 

 

Wenn es uns nicht gelang, Euch zu 

 

schützen in der Not und dem Zwang, die 

 

uns betroffen." (4) 

 

Dieser Auszug aus dem Gebet des Ham-

burger Rabbiners Joseph Carlebach, wel-
ches er sprach anläßlich des Exhumie-

rung Hamburger Rabbiner am Grindel-
Friedhof 1937, mag verdeutlichen, wie 

 

groß die empfundene Qual war. 

 

Die staatlich verordnete Schändung jü-
discher Friedhöfe während des National-
sozialismus geschah vor dem Pogrom des 

 

November 1938 und vor dem Beginn der 

 

Vernichtung des europäischen Juden-
tums, der Shoah. Die Schändung ging 

 

einher mit der Entrechtung und Enteig-
nung der jüdischen Bevölkerung, ihrer 

 

Verdrängung aus dem öffentlichen Le-
ben. 

 

Nach der Shoah ging in der Bundesre-
publik die Phase der Rekonstruktion ein-
her mit der Tabuisierung des Antisemi-
tismus, welche ihn konservierte. Kaum 

 

eine und einer der Überlebenden konnte 

 

sich vorstellen, in Deutschland zu blei-
ben. Folgerichtig hießen die Gemeinden 

 

auch Liquidationsgemeinden. So kam es 

 

zu Verkäufen, auch des mittlerweile 

 

durch Bunkerbauten teilweise zerstörten 

 

Friedhofs in Ottensen. Während des Baus 

 

des Kaufhauses wurden noch Gebeine ge-
funden und umgebettet. 

 

Weil es nun kaum noch Juden gab, 

 

entlud sich der Antisemitismus nach der 

 

Shoah - und das ist bis heute so geblieben 

 

- in erster Linie an Friedhöfen. 

 

"Die Verwüstung der Friedhöfe ist kei-
ne Ausschreitung des Antisemitismus, sie 

 

ist er selbst. Die Vertriebenen erwecken 

 

zaghaft die Lust zu vertreiben. Am Zei-
chen, das Gewalt an ihnen hinterlassen 

 

hat, entzündet endlos sich Gewalt." (5) 

 

Die Frage, die sich anhand des Kon-
flikts um den jüdischen Friedhof stellt, ist 

 

eine weitgehende: Handeln die Vertreter 

 

des Staates aus den gleichen Motiven, wie 

 

die, die nachts jüdische Friedhöfe verwü-
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sten? Warum wird, geradezu in Anrufung 

 

der Vergangenheit, eine Wunde aufgeris-
sen, die auch im Sinne von Schlußstrich 

 

und Normalisierung auf den ersten Blick 

 

kontraproduktiv erscheinen muß? 

 

Es hat den Anschein, als habe der Senat 

 

alles getan, daß es zu Auseinandersetzun-

gen zwischen der Polizei und demonstrie-
renden orthodoxen Juden kam. Den de-
monstrierenden Orthodoxen ging es, und 

 

das haben sie immer betont, ausschließ-
lich um den Friedhof, bis sie sich einem 

 

solchen Angriff ausgesetzt sahen, der 

 

nichts anderes als böse Erinnerungen 

 

wecken konnte. 

 

In Hamburg fand zur Zeit der Ausein-

andersetzung um den Friedhof die Aus-

stellung "400 Jahre Juden in Hamburg" 

 

statt. Hamburg präsentierte sich als ge-
schichtsbewußte Stadt. Daß in der Aus-

stellung die Vernichtung praktisch nur 

 

als eine der vielen Epochen jüdischer Ge-
schichte vorkam und die Rolle der Ham-

burger bei der Unterdrückung ihrer "jü-
dischen Mitbürger" fast gar nichts be-
nannt wurde - also ein antiseptisches und 

 

konserviertes Bild von etwas gezeigt wur-

de, das es nicht mehr gibt, fiel kaum auf. 

 

Doch eben in dieser Darstellung von To-
ra-Schreinen und Gebetsbüchern, von 

 

Menoraen und kostbaren Abschriften des 

 

Talmud und der Ibra liegt die Verdrän-

gung, deren erstes Opfer die orthodoxen 

 

Juden wurden: So etwas läßt sich anse-

hen, wenn es keinen Bezug zum Heute 

 

hat; daß sich die Stadt der "Geschichte" 

 

annimmt, aber nicht ihres Fortwirkens in 

 

der Gegenwart, wurde in der Ausstellung 

 

gezeigt. 

 

So hat es auch den Anschein, nur der 

 

tote Jude sei erträglich, die Lebenden 

 

müssen aufpassen, daß sie sich den 

 

Schutz ihrer Existenz nicht verscherzen. 

 

Wenn Antisemitismus eine gesellschaft-
liche Struktur ist, wie sie beispielsweise 

 

die Kritische Theorie beschrieben hat, 

 

nimmt es nicht Wunder, daß der Hambur-

ger Senat ähnlich verfährt wie ein Senat 

 

300 Jahre zuvor; damals jedoch waren die 

 

Juden "Schutzjuden", geduldet und disk-
rimiert. Heute sind einige Bundesbürger. 

 

Das Verhältnis der Stadt zu "ihren" Juden 

 

aber scheint festgelegt, seit Juden in 

 

Hamburg und Umgebung leben. Vor ei-
nem solchen Hintergrund liest sich ein 

 

Satz wie folgender schon ganz anders: 

 

"Es ist an der Zeit, sich zu besinnen und 

 

neuerliche Eskalation zu vermeiden, die 

 

unabsehbare Folgen haben könnte." (6) 

 

Allein, daß so getan wird, als gäbe es 

 

zwei Seiten in einem Konflikt, die gleich-
berechtigt ihren Frieden machen könn-
ten, beschreibt ein Verhältnis, welches 

 

die Ungleichheit der Parteien zum Aus-

gangspunkt nimmt, um die schwächere 

 

von beiden zur Aufgabe zu bewegen. 

 

"Dieser Friedhofskonflikt zeigt in sei-
ner Komplexität und seiner vergangen-
heitsbelasteten, vielschichtigen Bedeu-

tung, wie sehr die jüngste Vergangenheit 

 

noch präsent ist, und wie wenig von einer 

 

Normalität im Sinne einer 'Bewältigung 

 

der Geschichte' die Rede sein kann." (7) 

 

Die hier zitierte "Bewältigung der Ge-
schichte" könnte in diesem Zusammen-

hang auch bedeuten, daß dort, wo Ge-
schichte bewältigt erscheint, eine "Nor-
malität" sich einstellt, in der sich endlos 

 

neu Gewalt entzündet, also die Bewälti-

gung ein Mehr desselben heißt; eben nicht 

 

Verantwortung und schcin gar nicht ein 

 

Bruch mit den Strukturen, die Auschwitz 

 

möglich machten: 

 

"Gesten der Verteidigung dort, wo man 

 

nicht angegriffen ist; heftige Affekte an 

 

Stellen, die sie real kaum rechtfertigen; (...) 

 

nicht selten auch einfach Verdrängung des 

 

Gewußten oder halb Gewußten." (8) 

 

Vor allem, und das scheint zu wenig 

 

berücksichtigt, wenn Antisemitismus als 

 

dem Wesen nach undemokratisch be-

schrieben wird, muß dieser Konflikt er-

schrecken, zumal es ja vor allem staatli-
che Stellen waren und sind, die hier Stel-

lung beziehen. Auch angesichts der aktu-
ellen rassistischen Gewalt und der mit ihr 
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aufflammenden Welle der Schändung jü-
discher Friedhöfe und Denkmäler für die 

 

jüdischen Opfer des Nationalsozialismus 

 

kann die Haltung des Senats nur als eine 

 

beschrieben werden, die zum einen genau 

 

weiß, was sie tut und will, zum anderen 

 

aber völlig übers eigene Ziel der Histori-

sierung und der Verniedlichung hinaus-

schießt, indem sie das antisemitische 

 

Ressentiment nur allzu deutlich - in sei-
ner ganzen historischen Dimension - re-
produziert. 

 

2. Zur Geschichte des jüdischen Friedhofs in Ottensen 

 

Der folgende historische Überblick be-
schränkt sich auf eine schwerpunktartige 

 

Darstellung. "Erkenntnisleitendes Inter-
esse" dieser Darstellung ist nicht eine 

 

musealisierende minutiöse Nachzeich-

nung der 350-j•lifigen Geschichte des Ot-
tenser Friedhofs, sondern anhand der 

 

Friedhofsgeschichte einen Einblick in die 

 

Art und Weise des hamburgischen Um-

gangs mit der jüdischen Bevölkerung zu 

 

gewinnen: 

 

Neben dem "kultisch-religiösen Wert 

 

ist der Friedhof als Beziehungs- und 

 

Schnittpunkt im soziokulturellen Gefüge 

 

von großer Bedeutung. Als topographi-
scher Ort ist er jederzeit präsent, sichtbar 

 

und öffentlich, und zwar für die Gesamt-

gesellschaft. Mit dem Friedhof verbinden 

 

sich innerjüdische soziale Erscheinungen 

 

(...), für den außerjüdischen Raum ist er 

 

Gegenstand von behördlichen Anordnun-

gen und Verwaltungsmaßnahmen und 

 

darüberhinaus ein Indikator für die Art 

 

des Verhältnisses zwischen (christlicher) 

 

Majoriät und (jüdischer) Minorität."(1) 

 

So zeigt bereits die Untersuchung der 

 

Vor- und Frühgeschichte des Friedhofes, 

 

d.h. der gesellschaftlichen Bedingungen 

 

und Voraussetzungen des Erwerbs des 

 

Friedhofsgeländes auf damals dänischem 

 

Gebiet und vor den Toren der Stadt - als 

 

Grundstein für die Bildung einer eigen-

ständigen aschkenasischen(2) Gemeinde 

 

in Hamburg-, was unter den regelmäßig 

 

und wie ein Textbaustein zitierten "tole-
ranten Traditionen" der Hansestadt 

 

Hamburg zu verstehen ist und insbeson-

dere, wer wem gegenüber "Toleranz" zu 

 

beweisen hatte. Auch in den darauffol-

genden Abschnitten werden vor allem die 

 

behördlichen Maßnahmen skizziert, die 

 

in den offiziellen Stellungnahmen zu den 

 

Ereignissen 1991/92 (s. Kap. 3) und in 

 

ihrer massenmedialen Verwertung ent-
weder systematisch ausgeblendet wur-
den und werden oder eine verkürzte, ver-
harmlosende oder schlicht verfälschende 

 

Darstellung erfahren haben: die Zwangs-
abtretungen eines Teils des Friedhofge-
ländes an die Stadt Altona am Ende des 

 

19. Jahrhunderts, die Pläne zur Enteig-
nung und Bebauung des Friedhofs im 

 

Nationalsozialismus (zunächst durch den 

 

Altonaer Baurat Hans Berlage, dann den 

 

"Elbuferarchitekten" Konstanty Gut-
schow) und seine teilweise Zerstörung 

 

durch Bunkerbauten 1939/41, schließlich 

 

die Situation der sich nach der Shoah 

 

unter schwierigsten Bedingungen neu 

 

konstituierenden jüdischen Gemeinde, in 

 

deren Kontext der Verkauf des Friedhof-
geländes Anfang der 50er Jahre fällt. 

 

Nach inhaltlicher Fertigstellung dieses 

 

Beitrags ist eine vom Stadtteilarchiv Ot-
tensen herausgegebene "Dokumentation" 

 

erschienen (Hirmenberg 1992), die einige 

 

der hier herangezogenen Quellen - leider 

 

unkommentiert, teilweise gekürzt und oh-
ne Angaben über die Auswahlkriterien - 

 

versammelt. Außerdem wird im Institut 

 

für die Geschichte der deutschen Juden 

 

(Hamburg) derzeit eine kommentierte 

 

Quellenedition erarbeitet, die Ende des 

 

Jahres erscheinen soll.(3) 
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Der Kauf des Friedhofs 1663 und 

 

die Gründung der Hamburger 

 

Aschkenasischen Gemeinde 

 

Am Ende des 16. Jahrhunderts, als 

 

aschkenasische Juden erstmals im Ham-

burger Raum erwähnt werden(4), gehö-
ren Ottensen und Altona zum Amt Pinne-

berg und zur Grafschaft Holstein-Schau-

enburg. Seit 1611, mit dem Befehl des 

 

Grafen Ernst III. an den Drost und Amt-
mann zu Pinneberg, weitere Juden unter 

 

die Altonaer "Schutzjuden" aufzuneh-

men5, ist ihre Ansässigkeit dort sicher 

 

bezeugt. Die Bezeichnung "Schutzjuden" 

 

verweist bereits auf die gesellschaftliche 

 

Stellung und die rechtliche Situation der 

 

Juden: sie sind Sondergesetzen- sog. "Pri-

vilegien" - unterworfen. Die rechtliche 

 

Gleichstellung mit der christlichen Bevöl-

kerung wird ihnen erst zwei Jahrhunder-
te später gewährt werden: den Hambur-

ger Juden 1849 bzw. 1860(6), den Juden 

 

in Altona 1863(7), die Juden im gesamten 

 

Deutschen Reich erhalten erst 1871 die 

 

vollen Bürgerrechte (was aber, um nur ein 

 

Beispiel zu nennen, die Verweigerung des 

 

Richteramts fiir Juden keineswegs aus-

schloß). 

 

In Altona lebten die Juden und Jüdin-
nen unter dem Generalprivileg der Schau-

enburger Grafen von 1612, das 1641, ein 

 

Jahr, nachdem das Amt Pinneberg unter 

 

die Herrschaft der dänischen Krone ge-
langt war, von König Christian IV. bestä-

tigt wurde(8). Gegen ein Schutzgeld von 

 

sechs Reichstalern jährlich gewährte es 

 

das Wohnrecht, die Religionsausübung 

 

(Synagogenbau), die Erwerbstätigkeit 

 

und den landesherrlichen Schutz. Glikl 

 

Hamil (Glückel von Hameln), die bekann-
teste jüdische Kauffrau des 17./18. Jahr-
hunderts aus Hamburg, spricht in ihren 

 

Memoiren ausdrücklich von den "guten 

 

Quiyyumin" (Schutzbriefen, Privilegien) 

 

des dänischen Königs. Diese Qualifizie-
rung findet sich im Zusammenhang der 

 

Vertreibung eines Großteils der Juden aus 

 

Hamburg nach Altona im Jahre 1649, die 

 

Glikl als dreijähriges Kind erlebte, und in 

 

deutlichem Kontrast zu den erheblich 

 

schlechteren judenrechtlichen Verhältnis-
sen in Hamburg. Dort nämlich leben die 

 

aschkenasischen Juden, die im 30jährigen 

 

Krieg aus Altona vor Tillys Armee (1627) 

 

und vor schwedischen Truppen (1644), 

 

später auch aus Osteuropa vor den Pogro-
men der Kosaken (1648ff.) in die Hanse-
stadt flohen, ohne jegliche rechtliche 

 

Grundlage. Bis zum "Kaiserlichen Juden-

reglement" von 1710, das die Aschkenasim 

 

mit den Sephardim formal weitgehend 

 

gleichstellt, die Juden insgesamt aber im-
mer noch ausdrücklich als religiöse und 

 

soziale Fremdgruppe definiert, ist ihre Si-
tuation gekennzeichnet durch das Verbot 

 

der Religionsausübung, Einschränkun-

gen der Erwerbstätigkeit, unkalkulierba-
re Sonderabgaben und das Fehlen des Nie-

derlassungsrechts(10). Mehr noch als den 

 

zumeist wohlhabenderen Sephardim 

 

schlägt den Aschkenasim in Hamburg eine 

 

enorme offene Judenfeindschaft entgegen. 

 

So forderte die "erbgesessene" Bürger-
schaft im Vorfeld der gerade erwähnten 

 

Vertreibung vehement 

 

"die Abschaffung der Juden und dero 

 

Synagogen. Sie haben oft angehalten, die 

 

Jüdische Synagoge solte abge schaffet 

 

werden, wollen deswegen entschuldiget 

 

seyn, undt das ergerliche Wesendt zu E.E. 

 

Rehes Verandtwordtung gestellet seyn 

 

lassen." 

 

Es scheint, als stünde das Ausmaß des 

 

Judenhasses umgekehrt proportional zum 

 

jüdischen Bevölkerungsanteil, und auch 

 

was die "Synagogen" angeht, so existieren 

 

sie zu dieser Zeit nur in der Vorstellung 

 

der Bürger. Die Juden müssen der Religion 

 

in kleinen, privaten Bethäusern heimlich 

 

nachgehen. Und so weist der Rat (Senat), 

 

der am Ende des 30jährigen Krieges sein 

 

ökonomisches Interesse an den Juden gel-
tend machen will, daraufhin, 

 

"dass sie keine rechte Synagogen haben, 

 

man könnte sie nicht gahr von allen con-
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ventibus arciren, wen sie nicht zu starck 

 

zusammen kommen an einem Ohrte." 

 

Und auf die Forderung der Bürger-
schaft, die Juden "sollen nach Altona ge-
hen, und da ihre Beschneidunge und Con-
vent halten", befürchtet der Senat das 

 

Wegziehen der Juden - und damit Steu-
erverlust und Vergrößerung der Konkur-
renz des aufstrebenden Altona.(11) 

 

Die protestantische Geistlichkeit- noch 

 

in der Frühaufldärung vertritt sie die 

 

Auffassung von Hamburg als das "luthe-
rische Zion des Nordens", wie der als Geg-
ner Lessings bekanntgewordene Haupt-
pastor Goeze formulierte - betreibt nicht 

 

nur eine aggressive Judenmission, sie 

 

steht auch der Bürgerschaft in ihrer Ver-

treibungswut nicht nach: "man solle ihm 

 

die Hand bieten, das Ungeziefer aus der 

 

Stadt zu schaffen", hetzt der Pastor der 

 

Nikolaikirche von der Kanzel, und sein 

 

Kollege von St. Katharinen nennt die Auf-
nahme von Juden in der Stadt einen "ket-
zerischen Unfug"(12). 

 

Ein Bürgerschaftsbeschluß vom 

 

16.8.1648 bestimmt die Vertreibung der 

 

"hochteutschen Juden", ein Zusatz vom 

 

8.11.1648 legt fest, "daß sie allemahl 

 

wenn sie herein kommen / den Ge-
leits=Gulden geben sollen"(13). Tatsäch-
lich werden die aschkenasischen Juden 

 

zu Ostern (!) 1649 aus Hamburg vertrie-
ben. Mit dem "Geleitsgulden" können sie 

 

einen Paß erwerben, der ihnen kurzzeitig 

 

die Möglichkeit zum notwendigen Handel 

 

in der Hansestadt gibt. Daß sie nach wie 

 

vor Angriffen ausgesetzt sind, und zwar 

 

nicht nur von seiten der Allianz aus Bür-

gerschaft und Pastoren, sondern auch der 

 

unteren Klassen, läßt sich wiederum aus 

 

Glikl Harnils Erinnerungen erfahren: 

 

"Wenn die armen Menschen (jüdische 

 

Händler aus Altona, d. Vf.) herausgegan-
gen sind, sind sie oft ihres Lebens nicht 

 

sicher gewesen wegen des Judenhasses, 

 

der bei Bootsleuten, Soldaten und ande-
rem geringen Volk herrschte, so daß eine 

 

jede Frau Gott gedankt hat, wenn sie 

 

ihren Mann wieder glücklich bei sich hat-
te."(14) 

 

Verschont von der Vertreibung bleiben 

 

nur wenige, die unter dem Titel "Dienst-
boten der portugiesischen Nation" in den 

 

Schutz der Sephardim treten können. Die 

 

sephardischen Juden hatten vom Senat 

 

für den hansischen Handel mit Spanien 

 

und Portugal - gegen die Angriffe von 

 

Bürgerschaft und Geistlichkeit- seit 1612 

 

in mehreren Kontrakten ein provisori-
sches Niederlassungs- und Aufenthalts-
recht erwerben können. (Das Recht auf 

 

Religionsausübung blieb auch ihnen ver-
wehrt, ihre Toten mußten sie in Altona 

 

auf dem 1611 vom Schauenburger Grafen 

 

gekauften Friedhof auf dem Heuberg, 

 

heute Königstraße, beerdigen.)(15) Ihre 

 

"Dienstboten" stehen sozial auf der unter-
sten Stufe und sind, anders als die Mit-
glieder der Altonaer aschkenasischen Ge-
meinde, die 1657/58 abermals vor schwe-
dischen Truppen nach Hamburg fliehen 

 

müssen und sich teilweise dort ansiedeln 

 

dürfen, aber ihre dänischen Schutzbriefe 

 

behalten, rechtlich nach wie vor vollkom-
men ungesichert. 

 

Innerhalb der sephardischen Gemein-
de bilden die Hamburger Aschkenasim in 

 

den nächsten Jahren eigene Strukturen 

 

aus. Der Rabbiner Bernhard Brilling, der 

 

1931/32 die Frühgeschichte der Hambur-
ger aschkenasischen Gemeinde detail-
liert rekonstruiert hat, nimmt ab 1660 

 

ihre tendenzielle Loslösung aus dem Pa-
stronat der Sephardim an.(16) Er be-
schreibt die Situation der entstehenden 

 

Gemeinde wie folgt: 

 

"Ihre Mitglieder standen nicht, wie die 

 

aus Altona eingewanderten und dorthin 

 

Schutzgeld erlegenden Juden (,) unter 

 

dem Schutz der dänischen Regierung, 

 

denn sie gehörten der Altonaer Gemeinde 

 

nicht an (...). Sie standen auch nicht, wie 

 

die portugiesischen Juden, unter dem 

 

Schutze des Senats, noch hatte dieser 

 

ausdrücklich seine Einwilligung zu ih-
rem Zuzug ausgesprochen. Sie standen 
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lediglich unter dem Schutze einer Ge-

meinschaft, die gleichfalls noch kein fe-
stes Bürger- und Wohnrecht in Hamburg 

 

erworben hatte, die sich die Duldung ih-
res (freilich für den Verkehr und Handel 

 

unentbehrlichen) Aufenthaltes in Ham-

burg immer von neuem durch den Ab-
schluß sogenannter Kontrakte (bis 1710) 

 

erkaufen mußte. Es war klar, daß dieser 

 

Zustand wohl in ruhigen, d.h. nicht aus-

geprägt judenfeindlichen Zeiten unge-
stört blieb, im Falle antijüdischer Bewe-

gungen aber durchaus keine Gewähr für 

 

eine weitere Existenz bot."(17) 

 

Brillings Ausführungen lassen auch für 

 

Nichtjuden erkennen, welche Bedeutung 

 

jüdischen Gemeinden für ihre Mitglieder 

 

als religiöses und soziales System und als 

 

Schutz gegenüber der christlichen Domi-
nanzkultur zukommt. Um sich aber als 

 

Gemeinde konstituieren zu können und 

 

als selbständig anerkannt zu werden, be-
durfte es nach jüdischem Gesetz (wie aus 

 

dem Blickwinkel der nichtjüdischen Ge-
sellschaft) eines eigenen Friedhofs "als äu-
ßeres Zeichen ihrer gemeindlichen Exi-
stenz und ihrer Unabhängigkeit"(18). 

 

Da Erwerb eines Friedhofgeländes in-
nerhalb der Grenzen Hamburgs,wie 

 

schon erwähnt, für Juden unmöglich war, 

 

machten "Magnus Nathan und Consor-
ten" als Vertreter der Hamburger aschke-
nasischen Juden (von 18 Familien ist die 

 

RedeX19) am 22. Oktober 1663 eine Ein-

gabe an den dänischen König beim Amt 

 

Pinneberg und kauften einige Tage später 

 

ein Gelände in der emaligen Ottenser 

 

Feldmark von der dänischen Regie-
rung(20) (siehe Abb. 1). 

 

Darauffolgende Streitigkeiten mit der 

 

Altonaer Gemeinde, die bisher von den 

 

Hamburgern eine besondere Gebühr für 

 

Beerdigungen auf ihrem Teil des Fried-
hofs an der heutigen Königstraße erho-
ben hatte, wurden 1666 unter dem Ein-
fluß des "Sabbatianismus", einer über 

 

weite Teile Europas und auch im Ham-

burger Raum verbreiteten messianischen 

 

Bewegung(21), in einem Vergleich beige-
legt. Beide Gemeinden erhielten ein Nut-
zungsrecht auf dem Friedhof.(22) Aus die-
sen und weiteren Vereinbarungen ent-
stand 1671 ein über die Territorialgren-
zen hinübergreifender Gemeindever-
band, der nach dem Beitritt der ebenfalls 

 

unter dänischem Schutz stehenden 

 

Wandsbeker Gemeinde als Dreigemeinde 

 

Altona-Hamburg-Wandsbek (AHW, hebr. 

 

AHU) bekannt geworden ist. Darin hatte 

 

die später vorwiegend orthodox geprägte 

 

Altonaer Gemeinde als älteste und größte 

 

das Hauptgewicht; in Altona als religiöse 

 

Freistatt und "das markante Zentrumjü-
dischen gemeindlichen Lebens im nord-
deutschen Raum"(23) war auch der Sitz 

 

der jüdischen Gerichtsbarkeit. Einige der 

 

orthodoxen Juden, die vor dem Friedhof 

 

Ottensen gegen seine Zerstörung prote-
stiert haben, stammen aus Rabbiner-
schulen, an denen aus Texten von in Ot-
tensen begrabenen Rabbinern gelehrt 

 

wird. 

 

Für die Beerdigungen - "man erweist 

 

dem Uten eine große Ehre, wenn man ihn 

 

an seinen letzten Ruheplatz begleitet. (...) 

 

Die höchste Ehrenbezeugung ist ein viel-
köpfiger Zug von Menschen"(24) - gab es 

 

seit Ende des 17. Jahrhunderts sehr ge-
naue Anweisungen in den Gemeindesta-
tuten, die auch ein Licht auf die gesell-
schaftliche Nichtalueptanz der Juden 

 

werfen. Sie bezogen sich nämlich nicht 

 

zuletzt auf die Befürchtung, 

 

"daß zuweilen, besonders an christli-
chen Feiertagen, dadurch ein Anstoß er-

regt werden könnte, Gott behüte ..." 

 

und bestimmten daher, 

 

"daß nur die zwei augenblicklich beste-
henden Beerdigungsgenossenschaften 

 

Beerdigungen vornehmen dürfen ... drei 

 

Kutschen sollen voraus zum Tor hinaus-
fahren und dort auf dem Felde warten. 

 

Niemand soll sich in der Straße des Ver-
storbenen versammeln. Nur wer dem To-
ten das Geleit geben will, soll zum 'Ibr 

 

hinausgehen ... Der Übertreter hat zwei 
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Abb. 1: Jüdischer Friedhof zu Ottensen. Kreidelithographie von Jacob Gensler, 1836. - Unterschrift: 

 

"Israelitischer Kirchhof zu Ottensen - Lebende werden die Frommen selbst im Tode noch 

 

genannt". 

 

Abb. aus Finkhäuserawersen 1985, S. 127; 'Axt aus Bauche 1991, S. 188. 
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Reichstaler Strafe zu zahlen."(25) 

 

Der Ottenser Friedhof wurde im 17. 

 

und 18. Jahrhundert durch mehrere An-
käufe erweitert(26). Nach der Auflösung 

 

der Dreigemeinde durch die Separations-
akte von 1812 in der "Franzosenzeit", d.h. 

 

der Eingliederung Hamburgs in das na-

poleonische Kaiserreich (die den Juden 

 

kurzzeitig die rechtliche Gleichstellung 

 

brachte, welche der Senat danach wieder 

 

abschaffte(27)), wurde für die neue Alio-
naer Gemeinde ein besonderer Teil an der 

 

Großen Rainstraße abgetrennt und bis 

 

1875 für Bestattungen genutzt (siehe 

 

Abb. 3). Eigentümerin des Hauptteils, 

 

der seinen Eingang an der Bismarckstra-

ße, heute Ottenser Hauptstraße hatte, 

 

blieb die "Deutsch-Israelitische Gemein-
de in Hamburg", wie sie sich seit 1821 

 

nannte. 

 

Die Zwangsabtretungen an die 

 

Stadt Altona 1897/98 

 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts wurde Altona von einer Hafen- zur 

 

Industriestadt. Der wichtige Industrie-
standort Ottensen wurde 1889 einge-
meindet, und in den 90er Jahren verlang-
te die Stadt im Zuge der ökonomischen 

 

Expansion einen Teil des Friedhofgelän-
des für Straßenerweiterungen. Welchen 

 

Druck es 
>
von behördlicher Seite gab, um 

 

ein nach jüdischem Gesetz als unantast-
bar erworbenes Gelände in Beschlag zu 

 

nehmen, und welche Konflikte dies in der 

 

Hamburger und der Altonaer Gemeinde 

 

auslöste, läßt sich für uns nur erahnen. 

 

Fest steht, daß sich die Hamburger Ge-
meinde nach einer Enteignungsdrohung 

 

gezwungen sah, am 23. Januar 1897 mit 

 

der Bau-Commission einen Vertrag abzu-

schließen, in dem sie sich verpflichten 

 

mußte, einen ca. 3 m breiten Streifen an 

 

der damaligen Bismarckstraße dem Stra-
ßenbau (ohne Übertragung des Eigen-
tums) zu überlassen und sich an den Ko-
sten zu beteiligen (!). Die Stadt Altona 

 

verpflichtete sich ihrerseits zur Herstel-

lung einer Straßen- und Bürgersteigkon-
struktion, die die Unantastbarkeit der 

 

dort liegenden Gräber gewährleisten soll-
te. Dazu wurde die Friedhofsmauer nie-

dergerissen und als neue Einfriedung ein 

 

Gitter erbaut. Zwischen alter und neuer 

 

Einfriedungsgrenze - heute ist das der 

 

Gehsteig vor der Ruine des Hertie-Kauf-
hauses - wurden Eisenträger verlegt, da-
rauf eine Straßendecke errichtet; ca. 100 

 

Gräber wurden mit flachgelegten Grab-
steinen bedeckt oder die Steine ins Fried-
hofsinnere gebracht. Zwischen den Grä-
bern und der Überwölbung mußte ein 

 

freier Abstand von mindestens 20 cm ein-

gehalten werden. Ein ebensolcher Ver-

trag wurde am 3.10.1889 zwischen der 

 

Altonaer Israeliten Gemeinde und der 

 

Stadt Altona für einen Gehsteig an der 

 

Großen Rainstraße abgeschlossen.(28) 

 

Wie die städtischen Behörden schon 

 

mals ihrer Verpflichtung zum sorgsa-
men Umgang mit den Gräbern bei den 

 

Bauarbeiten nachkamen, verdeutlicht 

 

die Entdeckung des damaligen Oberrab-
biners Meier Lerner, daß die Bauarbeiter 

 

"eine große Anzahl von Gerippen und 

 

Schädeln" hinausgeschaufelt hatten, 

 

"ehe noch der bestellte Aufseher hinzutre-
ten konnte

.

 "(29). 

 

Enteignungspläne, Schändung und 

 

teilweise Zerstörung des Friedhofs 

 

im Nationalsozialismus 

 

1934 fand die letzte Beerdigung auf dem 

 

Ottenser Friedhof statt; im selben Jahr 

 

wies der Regierungspräsident in Schles-

wig seine Schließung an(30). Über 4.000 

 

Gräber befinden sich auf dem Fried-

hof(31). 

 

Ein NSDAP-Mitglied namens Hirte, 

 

vormals Betreiber der benachbarten 

 

"Milchhalle am Hauptbahnhof Altona", 

 

erhielt kurz nach der Machtübernahme 

 

seiner Partei die Erlaubnis, auf dem Ge-
lände ein Caf6 zu errichten. Ein Betraum 
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Abb. 2: Der Friedhof mit Vorhalle. Foto aus GoldschmIdt 1912, S. 47. 
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wurde dafür 1935 abgerissen. Im sog. 

 

Volksmund trug das Cafe Hirte den Na-
men "Cafe Leichenfledder" - eine Bezeich-

nung, die mehrere Lesarten zuläßt. Ein 

 

Lokalblatt versteht sie heute als Beleg riur 

 

eine distanzierte Haltung ("Befremden") 

 

der nichtjüdischen Bevölkerung gegen-
über dieser Friedhofsschändung(32); 

 

ebenso gut denkbar und auch wahr-
scheinlich - angesichts der zunehmenden 

 

Entrechtung der jüdischen Bevölkerung, 

 

der Vertreibung, der Reichspogromnacht, 

 

schließlich der Massendeportationen und 

 

der zustimmenden Hinnahme oder akti-
ven Beteiligung der Bevölkerung an der 

 

systematischen Ausgrenzung der Juden - 

 

ist eine Haltung des schaudernden Ner-

venkitzels, der fleischerhundgemütli-
chen Indifferenz oder auch der Befriedi-

gung bei der Verwendung des "Spitzna-
mens" und dem Gedanken an den Genuß 

 

von Kaffee und Cremetorte über jüdi-
schen Gräbern. 

 

Durch den Cafehausbau ermuntert, 

 

will auch das Bauamt Altona von den 

 

"neuen Zeit" profitieren. Seit 1935 unter-
nimmt es den Versuch, den gesamten 

 

Friedhof in Ottensen (wie den an der 

 

Königstraße) für "städtebauliche Pläne" 

 

in Beschlag zunehmen. Federftihrend ist 

 

der Baurat Hans Berlage, der sich 1937 

 

mit seiner Buch "Altona. Ein Stadt-
schicksar(33) einen Namen als vielgele-
sener völkischer Heimatforscher macht. 

 

Berlage macht in der Geschichte Altonas 

 

regelmäßig das Treiben der Juden als 

 

Hauptübel aus: 

 

"trieben allerlei Schacher ... schlugen 

 

sich als Hehler und Wucherer auf die 

 

Seite der dunklen Elemente ... ein be-
denklicher Zuwachs am Ort (46); ein neu-
er Fremdkörper (50); es wird berichtet, 

 

daß die Bevölkerung von 'Juden und an-
derem diebischen Gesindel' stark durch-
setzt war. Diese Kreise waren so stark, 

 

daß sie die Formen des öffentlichen Le-
bens in unerfreulicher Weise bestimm-
ten.(74) Ungewöhnlich für eine nordische 

 

Stadt war das zahlreiche Auftreten von 

 

Leuten mit dem Kaftan und den Locken 

 

des Gesetzes im Straßenbild von Altana 

 

... sie (waren) zahlreich genug, um gro-
ßen, und zwar nicht erfreulichen Einfluß 

 

ausüben zu können. Sie waren stark an 

 

den korrupten Verhältnissen in der Stadt 

 

beteiligt ... (93) etc." 

 

Es ist überdeutlich, und darum wurden 

 

die markantesten Stellen hier überhaupt 

 

relativ ausführlich zitiert, daß das anti-
semitische Deutungsmuster das Ge-
schichtsbild des Heimathistorikers Ber-
lage zentral strukturiert, also nicht als 

 

'Konzession an den Zeitgeist' oder wie die 

 

gängigen Entlastungsfloskeln lauten mö-
gen bagatellisiert werden kann. Um so 

 

aufschlußreicher für die Verfahrensweise 

 

der öffentlichen "Vergangenheitsbewälti-
gung" - dieser im Grunde unsägliche Ur-
minus scheint hier tatsächlich angemes-
sen - ist die Beobachtung, daß Berlage 

 

noch 1982 in einem vom Springerschen 

 

"Hamburger Abendblatt" herausgegebe-
nen Buch mit dem Titel "Altona. Ham-
burgs schöne Schwester" als seriöse Quel-
le und ohne Distanzierung zitiert wird - 

 

unter der Kapitelüberschrift "Diebe und 

 

Hehler und allerlei anderes Gesindel". 

 

Der Unterschied in den Textfassungen 

 

1937 und
.

 1982 besteht darin, daß die 

 

modernen Heimatgeschichtler das Wort 

 

"Jude" überall gestrichen bzw. durch das 

 

offenbar synonym gemeinte "Betrüger 

 

und Hehler" ersetzt haben(34). Die Vor-
stellung bleibt, das Wort wird vermieden. 

 

Doch zurück zu der Stadtplanung des 

 

Baurats Berlage. In den Schreiben an den 

 

zuständigen Regierungspräsidenten 

 

Wallroth in Schleswig wiederholt sich das 

 

antisemitische Mustern Inhalt und Wort-
wahl: Die beiden Friedhöfe in Altona und 

 

Ottensen hätten "bisher eine gesunde 

 

städtebauliche Entwicklung verhindert". 

 

Einjuristischer Präzedenzfall sei erforder-
lich, um "eine gesetzliche Handhabe zu 

 

schaffen, die die Enteignung des Fried-
hofsgeländes zur Fortführung der städte-
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baulichen Entwicklung zuläßt"(35). Im 

 

nächsten Schreiben heißt es unter Beru-

fung auf das neue Rechtsgefiihl und die 

 

Volksgemeinschaftsideologie in schärferer 

 

Diktion: 

 

"Es widerspricht dem Rechtsempfin-
den der Gegenwart, dass diese Friedhöfe 

 

fiir alle Zeiten ein unüberwindliches Hin-
dernis bilden sollten, dass also die Inter-
essen einer kleinen Gruppen dem Allge-
meininteresse vorangehen sollten. (...) 

 

Nur die von den Juden als unveränderlich 

 

angesehenen jüdisch-rituellen Bräuche, 

 

hier also die angebliche Unveräußerlich-
keit einer jüdischen Ruhestätte, lassen es 

 

zu solchen Konflikten kommen. Zweifel-
los kann aber doch die Haltung der Juden 

 

nicht zur Folge haben, dass diese wichti-

gen Flächen dauernd der Bebauung und 

 

sonstigen städtebaulichen Zwecken ent-

zogen werden.(36) 

 

Der Regierungspräsident verhält sich 

 

gegenüber Berlages Vorstoß abwartend. 

 

Er ordnet zunächst die Einholtrag von 

 

Informationen über Besitzverhältnisse, 

 

allgemeine Rechtslage sowie historische 

 

Gutachten an(37). Die Bauverwaltung 

 

wendet sich an das Rechtsamt Altona, das 

 

Gesundheitsamt (zur Prüfung "hygieni-
scher Bedenken") und an diverse Archive. 

 

Die Ergebnisse der Gutachten erlauben 

 

allesamt keinen rechtlichen Zugriff(38), 

 

so erneuert Berlage auf Empfehlung des 

 

Rechtsamtes die Beteuerung der Dring-
lichkeit eines Präzedenzfalles in der "Ent-

eignungsfrage". Zu den schon erstellten 

 

Bebauungsplänen schreibt der Sozialhy-
gieniker: 

 

"Es widerspricht dem wichtigsten Be-

lange der Bevölkerung, wenn innerhalb 

 

der bebauten Stadtteile, ja in der Enge 

 

dichtester Bebauung und schwieriger 

 

Verkehrsverhältnisse notwendige Maß-
nahmen auf die grössten, ja unüberwind-
lichen Schwierigkeiten stoßen, weil alte, 

 

meist längst zwecklos gewordene Fried-
höfe den städtebaulichen Zusammen-

hang unterbrechen, ohne dass es möglich 

 

ist, überkommene Auffassungen von der 

 

ewigen Unveränderlichkeit jedes Fried-

hofsgeländes zu durchbrechen."(39) 

 

Daß der Regierungspräsident auf die-
sen vorerst letzten Versuch der Bauver-
waltung Altona, die Friedhofsgelände in 

 

städtischen Besitz zu nehmen, nicht ant-
wortete(40), erklärt sich daraus, daß Ber-
lages Vorstoß zur Enteignung "zu früh" 

 

kam bzw. als Einzelinitiative nicht oppor-
tun war. Allen Landesregierungen war zu 

 

diesem Zeitpunkt in einer verbindlichen 

 

Verfügung des Reichsministers derJustiz 

 

vom 21.4.1936 die herrschende Rechts-
auffassung mitgeteilt worden, nach der 

 

die Nürnberger Gesetze von 1936 die "Ju-
denfrage" "nur in staats- und eherechtli-
cher Hinsicht geordnet" hätten. Das 

 

"Wirtschaftsrecht der Juden" sei "vorläu-
fig gesetzlich noch nicht geregelt". Aus-
drücklich wurde hervorgehoben, es könne 

 

"nicht Aufgabe einzelner Stellen im Lan-
de sein, der obersten Staatsführung die 

 

Lösung dieses Teils der Judenfrage vor-
wegzunehmen".(41) 

 

Auf den Berlage-Plan 1935-37 bezieht 

 

sich drei Jahre später ein auf den 5.11. 

 

1940 datierter Vermerk zur "Aufhebung 

 

der Zweckbestimmung von Friedhöfen" 

 

aus dem Nachlaß des bekannten "Archi-
tekten des Elbufers", Konstanty Gut-
schow, der die Aufgabe hatte, das rechte 

 

Elbufer, u.a. Altona, das seit 1937 "Groß-
Hamburg" eingemeindet war, für den gig-
antomanischen Ausbau Hamburgs zur 

 

"Führerstadt" vollkommen umzugestal-
ten: 

 

"Diese Vorgänge (Erörterungen über 

 

die Rechtslage fiir eine Aufhebung) sind 

 

beim gegenwärtigen Stand der politi-
schen Lage, der städtebaulichen Planung 

 

und der Rechtsverhältnisse nach der 

 

Dritten Verordnung über die Neugestal-
tung der Reichshauptstadt Berlin vom 

 

23. April 1938 - RGB1. I S. 410 - für die 

 

weitere Behandlung der Angelegenheit 

 

(...) ohne Bedeutung."(42) 

 

Durch die Anwendung der Verordnung 
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auf Hamburg in § 12 der "Verordnung 

 

über die Neugestaltung der Hansestadt 

 

Hamburg" war es 1939 möglich gewor-
den, Friedhofsgelände zu diesem Zweck 

 

zu enteignen (bzw. die Friedhofseigen-
schaft aufzuheben und das Gelände da-
durch verfügbar zu machen).(43) Die jü-
dischen Friedhöfe Bismarc,kstraße (Ot-
tensen) und Königstraße (Altona) wurden 

 

ausdrücklich in die "Führerstadt"-Pla-

nung miteinbezogen, die "Aufhebung" ih-
rer "Zweckbestimmung" wurde 1941 amt-

lich(44). Die Pläne Konstanty Gutschows 

 

sollten allerdings im Krieg nicht mehr zur 

 

Realisierung kommen. 

 

Bereits 1937 hatte die zwangsweise 

 

"Aufhebung" des Grindelfriedhofs statt-

gefunden. Diese Überlegungen waren be-
reits in der Weimarer Republik von der 

 

Stadt Hamburg angestellt worden, sie 

 

konnte es, weil das Gelände in ihrem 

 

Besitz war. (1711, als Hamburg seine 

 

Stadtgrenzen im Krieg zwischen Däne-
mark und Schweden Dänemark gegen-
über verschloß und so den Juden die 

 

Überführung der Uten nach Altona und 

 

Ottensen unmöglich machte, mußte die 

 

Stadt ihr Prinzip brechen, keine jüdi-
schen Friedhöfe auf dem Stadtgebiet zu-

zulassen, und überließ den Juden für zwei 

 

Jahre ein Gelände in der Nähe der Stern-

schanze, außerhalb der Festungsmauern. 

 

Was als Provisorium begonnen hatte, 

 

wurde im 19. Jahrhundert zur eigentli-
chen Begräbnisstätte der Hamburger Ju-
den.X45) Unter dem Eindruck dieser Zer-

störung beriet ab 1938/39 eine kleine 

 

Gruppe den Plan einer fotografischen Ge-
samtaufnahme aller älteren jüdischen 

 

Friedhöfe in Hamburg(46). Sie bestand 

 

aus dem Vorstandsmitglied der Hambur-

ger Jüdischen Gemeinde - seit Dezember 

 

1937 mußte sie den Namen "Jüdischer 

 

Religionsverband Hamburg" tragen, 

 

März 1938 wurde ihr die Eigenschaft der 

 

Körperschaft des öffentlichen Rechts ge-
nommen(47) - Dr. Leo Lippmann, vormals 

 

Staatsrat in Hamburg (er und seine Frau 

 

nehmen sich 1943 angesichts der bevor-
stehenden Deportation das Leben(48)), 

 

aus Dr. Max Plaut, der als Geschäftsfiih-
rer des "Jüdischen Religionsverbands" 

 

eingesetzt worden war, und dem Notar 

 

Hans W. Hertz. Ihre Maßnahmen, die 

 

durch die Fotoarbeiten zeitaufwendig wa-
ren und die Zerstörung mehrerer jüdi-
scher Friedhöfe verzögern konnten, be-
gründeten sie gegenüber den Behörden 

 

mit historiographischen und genealogi-
schen Argumenten.(49) Von dem Otten-
ser Friedhof wurden einige als "künstle-
rische wertvoll" eingeschätzte Grabsteine 

 

auf den jüdischen Friedhof an der Ihland-
koppel in Ohlsdorf transportiert, auch 

 

einzelne sterbliche Überreste der insge-
samt über 4.000 Gräber, u.a. von Salomon 

 

Heine und seiner Frau Betty, wurden 

 

überführt.(50) 

 

Zur Zeit der Fotoarbeiten befand sich 

 

auf dem Ottenser Friedhofsgelände an der 

 

Bismarckstraße bereits ein kleinerer 

 

Rundbunker, der zu Kriegsbeginn - 

 

"kriegswichtige Maßnahmen" hatten un-
bedingten Vorrang - gebaut worden war 

 

(siehe Abb. 3). Nach einem 1975 von Hertz 

 

erstelltem Memorandum wurden 1941 

 

auch die Grabsteine auf dem umfangrei-
chen Rest bis zur Großen Rainstraße ge-
räumt, um einen großen viereckigen Luft-
schutzbunker zu errichten51, wofür auch 

 

Grabsteine verwendet worden sein sollen. 

 

Der Bunkerbau auf dem jüdischen 

 

Friedhof - zum Schutz der "ansehen" 

 

Deutschen - geschieht, während tausende 

 

Juden aus Hamburg nach Lodz, Minsk 

 

und Riga, ab 1942 nach Theresienstadt 

 

und Auschwitz deportiert und ermordet 

 

werden. Das Friedhofsgelände wird indes 

 

mit einer Asphaltdecke über die Gräber 

 

überzogen. An einen der zentralen Orte 

 

jüdischen Lebens soll nichts mehr erin-

nern, seine "jederzeitige Präsenz, Sicht-
barkeit und Öffentlichkeit" wird weitge-
hend ausgelöscht. Lediglich einzelne 

 

Grabsteinreihen sollen - nach Augenzeu-
genberichten - noch nach dem Krieg an 
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Abb. 3: 

 

Die Lage des Friedhofs zwischen Bismarckstraße (heute Ottenser Hauptstraße) und Großer 

 

Rain straße. Die Zahlen 336/63 - 347/65 bezeichnen den Standort des 1935 gebauten Cafi Hirte 

 

bzw. "weitere von Hirte bebaute Flächen". An der Bismarckstraße ist der 1939 gebaute 

 

Rundbwikerturm als Kreis erkennbar, der zweite, größere Bunker ist zum Zeitpunkt der 

 

Zeichnung noch nicht errichtet 147/63 markiert den Friedhofsteil der Altonaer Israeliten 

 

Gemeinde an der Großen Rainstraße, der Hauptteil (333/65 und weitere Flächen) das 

 

Eigentum der Hamburger Gemeinde. 

 

STAH, Architekt K. Gutschow, A 92b, Baublock 199; 1.2.194L 
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der Großen Rainstraße gestanden ha-
ben.(52) 

 

Das Friedhofsgelände ging endgültig 

 

am 9.1.1943 in das Eigentum der Stadt 

 

Hamburg über. Es wurde allerdings nicht 

 

enteignet, sondern - was zunächst ver-
wundern mag- gekauft(53). (Die heutigen 

 

Bauherren, die Fa. "Büll und Dr. Liedt-

ke", schreiben daher auch lapidar und 

 

exikutorisdi: "Im Jahre 1943 ist das Ge-
lände auf die Hansestadt Hamburg 

 

grundbuchmäßig umgeschrieben wor-
den."(54) Der Grund, daß das Friedhofs-

gelände zusammen mit etwa 40 im Besitz 

 

der Jüdischen Gemeinde befindlichen 

 

Immobilien und Gebäuden gekauft und 

 

nicht enteignet wurde, lag schlicht darin, 

 

daß den Zugriff auf die Konten der 

 

Zwangsorganisation "Reichsvereinigung 

 

der Juden in Deutschland", deren Mit-

glied der "Jüdische Religionsverband" 

 

Bezirksstelle Nordwest war, das Reichs-

sicherheitshauptamt hatte. Der Gesamt-

verkaufsertrag von über zwei Millionen 

 

Reichsmark - auf den Friedhof Ottensen 

 

entfielen RM 215.520- wurde vom RSHA 

 

zur Finanzierung der Deportationen her-

angezogen.(55) 

 

Die Zusicherungen, die dieser Kaufver-

trag enthielt, lassen sich schließlich nur 

 

als Hohn lesen: 

 

"Falls es später im Zusammenhang mit 

 

den Planungen notwendig wird, Gräber 

 

und Grabsteine zu beseitigen, dann wird 

 

die Käuferin dabei mit der erforderlichen 

 

Pietät vorgehen und um die Erhaltung 

 

geschichtlich oder familiengeschichtlich 

 

wertvoller Grabsteine ebenfalls besorgt 

 

sein. 

 

Falls die spätere Verwendung der 

 

Friedhöfe die Beseitigung von Knochen-
resten erfordert, werden diese Knochen-
reste in Säcken oder Tüten gesammelt 

 

und auf einem jüdischen Begräbnisplatz 

 

wieder beigesetzt werden. Die Kosten 

 

hierfiir trägt die Käuferin. Sie wird, falls 

 

dies möglich sein wird (!), Vertreter der 

 

Verkäuferin zu der Wiederbeisetzung 

 

heranziehen. 

 

Falls eine Wiederbeisetzung von Lei-
chenresten, fiir welche die Liegezeit noch 

 

nicht abgelaufen ist, später aus jetzt un-
vorhersehbaren Gründen notwendig sein 

 

wird, wird die Käuferin auch bezüglich 

 

der Weiterverwendung und Wiederauf-

stellung der zu diesen Gräbern gehören-
den Grabsteine ihrerseits auf ihre Kosten 

 

das Erforderliche veranlassen."(56) 

 

Zur Situation der Juden und der 

 

Jüdischen Gemeinde nach 1945 

 

in Hamburg 

 

Nach der Befreiung durch die britischen 

 

Truppen am 3. Mai 1945 gibt es in Ham-

burg nur wenige überlebende Juden, die 

 

zumeist in "Mischehen" lebten und da-
durch vor den Deportationen und Ermor-
dungen bewahrt worden waren oder aus 

 

dem Untergrund kamen, wenn sie den 

 

Deportationsbefehl erst spät erhalten 

 

hatten. Dazu kamen in den nächsten Mo-
naten die wenigen Überlebenden der 

 

Konzentrationslager. 

 

Vor dem Faschismus hatten die jüdi-
schen Gemeinden in Hamburg etwa 

 

20.000 Mitglieder (1925). Im Oktober 

 

1946 lebten in Hamburg 953 Menschen, 

 

die sich bei der Volkszählung zur jüdi-
schen Religion bekannten, 1950 sind es 

 

936. Daß jüdische Quellen höhere Zahlen 

 

nennen (ca. 1.500), verweist auf die Angst 

 

vieler, sich als Juden zu erkennen zu 

 

geben.(57) 

 

Die deutsche Bevölkerung gab ihnen 

 

Grund genug. Nach einer kurzen Phase 

 

eines "diffusen Schuldgefühls"(58) und 

 

der Erwartung der Vergeltung unmittel-
bar nach Kriegsende, in der die Hilfe fiir 

 

Verfolgte die Funktion der Schuldentla-

stung und der opportunen Distanzierung 

 

vom Nationalsozialismus (bzw. von Hitler 

 

und der NSDAP) erfüllte, trat der Antise-
mitismus bald wieder mehr oder minder 

 

offen zutage. Mit dem Habitus der ver-

folgten Unschuld wurden die eigenen Lei-

20 

 



Heft 23(1992) INFORMATIONEN zur Schleswig-Holsteinischen ZEITGESCHICHTE 

 

den gegen die der Verfolgten aufgerech-
net, Sonderbegünstigungen vermutet 

 

und die wenigen tatsächlich geleisteten 

 

Hilfen für die Überlebenden geneidet. 

 

Überlebende KZ-Häftlinge galten als Kri-

minelle, zu Recht Verfolgte. Die 1946 wie-
der erfolgenden Friedhofsschändungen - 

 

als sichtbarster Ausdruck des Antisemi-
tismus - lassen vermuten, was passiert 

 

wäre, wenn die überlebenden Juden nicht 

 

auf den Schutz der britischen Besat-

zungstruppen hätten zurückgreifen kön-

nen._ 

 

Allerdings hat die Politik der Militär-

regierung, in der die Rehabilitation der 

 

NS-Opfer keine hohe Priorität einnahm, 

 

diesen Stimmungen in der deutschen Be-

völkerung auch nicht besonders viel ent-

gegengesetzt. Ohne Vorbereitungen und 

 

konkrete Anweisungen - die Verfolgten 

 

kamen in den Handbüchern nicht vor - 

 

mußten die britischen Besatzungstrup-

pen die drängenden Probleme der Versor-

gung der Überlebenden, der Rückkehr 

 

der "Displaced Persons", der Sicherung 

 

des Lebensunterhalts fiir die in Deutsch-
land bleibenden Juden lösen. Um Aus-

wanderungen und Zahlungen nach Palä-
stina zu verhindern, wurden "Wiedergut-
machungs"-Leistungen hinausgezögert. 

 

Erst 1948 wurde ein Rentengesetz für die 

 

Hinterbliebenen und die gesundheitlich 

 

geschädigten Opfer des nationalsoziali-
stischen Terrors verabschiedet, und erst 

 

im Mai 1949 trat ein Rückerstattungsge-
setz für das geraubte Eigentum in Kraft, 

 

auf dessen Zahlungen die überlebenden 

 

Juden oft lange warten mußten. 

 

So gestaltet sich die Situation fiir sie in 

 

den Nachkriegsjahren enorm schwierig. 

 

Noch 1951 können die meisten Juden in 

 

Hamburg nur durch städtische Leistun-

gen existieren. Viele müssen sich ohne 

 

Angehörige durchschlagen. Häufig trau-

matisiert, bleiben sie nur wegen der viel-

fältigen Probleme, die die Auswanderung 

 

bereitet, im Land der Einsatzleiter und 

 

Mitläufer. 

 

Jüdische Gemeinden in Deutschland 

 

galten daher bis in die 50er Jahre als 

 

"Liquidationsgemeinden". Im Sommer 

 

1945 wurde die Hamburger Gemeinde 

 

neu gegründet, erst im Oktober 1948 

 

wurde sie als Körperschaft des öffentli-
chen Rechts anerkannt.(59) Die Gemein-
de, der kein Rabbiner geblieben war, be-
stand vor allem aus älteren Menschen 

 

und fluktuierte in den ersten fünfzehn 

 

Nachkriegsjahren stark. 

 

"Diese Juden, die damals in Hamburg 

 

lebten, glaubten nicht, daß es für eine 

 

jüdische Gemeinde noch irgendeine Zu-
kunft in Deutschland geben werde. (...) 

 

Die Stimmung war damals: Laßt uns zu 

 

Geld machen, was immer man zu Geld 

 

machen kann."(60) 

 

In dieser Situation wurde das Fried-
hofsgelände veräußert. Die Stadt Ham-
burg hatte den im Faschismus geschän-
deten und unter den beschriebenen Be-

dingungen gekauften Friedhof in einem 

 

Restitutionsverfahren an die Jüdische 

 

Gemeinde zurückgeben müssen. In den 

 

ersten Nachkriegsjahren soll auf dem Ge-
lände eine "Budenstadt" mit Verkaufs-
ständen, Imbißbuden, Straßenmusikan-
ten entstanden sein.(61) Die Jewish Trust 

 

Corporation, eine Organisation, die er-
benlosen Besitz verwaltete, verkaufte das 

 

Gelände für die im Aufbau befindliche 

 

Gemeinde am 15.11.1950 an die Westel-
bische Grundstücksgesellschaft, die es ih-
rerseits 1953 an den (im Faschismus "ari-
sierten") Hertie-Konzern verkaufte. Die 

 

1897/98 für Gehsteige abgetretenen Flä-
chen fielen an die Stadt. Der Jüdischen 

 

Gemeinde wurde die mittlerweile satt-
sam bekannte Zusicherung gegeben, bei 

 

Grabfunden für eine "pietätvolle" Umbet-
tung zu sorgen. 1951 wurde der Rundbun-
ker gesprengt, ein Teil des Geländes an 

 

der Ottenser Hauptstraße vom Hertie-
Konzern mit einem Kaufhaus bebaut.(62) 

 

Daß Verkauf und Kaufhausbau eine 

 

Folge der Shoah waren, ist in den näch-
sten vier Jahrzehnten kein Thema. Auch 
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als das Gelände 1988 von der Firmen-

gruppe "Büll & Dr. Liedtke" gekauft wird, 

 

um darauf ein Luxus-Kaufhaus ("Hertie 

 

Center Altona") mit Tiefgarage zu errich-

ten, wollen die Investoren von dem Vor-
handensein eines jüdischen Friedhofs 

 

nichts gewußt haben(63). 

 

3. Zu den aktuellen Ereignissen 

 

In den aktuellen Auseinandersetzungen 

 

um den jüdischen Friedhof in Ottensen 

 

ist spätestens durch Veröffentlichungen 

 

in Hamburger Zeitungen im Herbst 1989 

 

klar, daß es sich bei dem zu bebauenden 

 

Areal um einen jüdischen Friedhof han-
delt. Das Bezirksamt Altona prüfte zu 

 

dieser Zeit, ob nicht ein neuer Bebauungs-
plan mit einer Ausnahmegenehmigung 

 

verabschiedet werden müsse; vermutlich 

 

befänden sich unter der Fußgängerzone 

 

vor dem Hertie-Kaufhaus in Altona noch 

 

Grabstellen.(1) 

 

Im Februar 1990 bietet das Stadtteil-
archiv Ottensen, das seit den achtziger 

 

Jahren zu der Altonaer Jüdischen Ge-
meinde forscht(2), einen Stadtteilrund-

gang an, in dem "Geschichtliches und 

 

Aktuelles zum ehemaligen jüdischen 

 

Friedhof' berichtet werden soll.(3) Auch 

 

wird zu einem offenen Gesprächsabend 

 

im Gemeindehaus Susettestrasse einge-
laden, auf dem der "Aufbau einer öffent-
lichen Gedenk- und Begegnungsstätte für 

 

alle Generationen auf dem Gelände des 

 

ehemaligen jüdischen Friedhofs" Thema 

 

sein soll.(4) Das "Mottenburger Manifest" 

 

vom Januar 1990 (unterzeichnet von lo-
kalen Initiativen und Einzelpersonen), 

 

das sich gegen die Bebauungspläne des 

 

Geländes richtet, fordert den "Aufbau ei-
ner Gedenkstätte auf dem Gelände des 

 

ehemaligen jüdischen Friedhofes, über 

 

dessen Gräber vor Hertie wir täglich ge-
gangen sind, ohne es zu wissen."(5) 

 

Der Aufruf soll folgenlos bleiben. 

 

Am 26.9.1991 protestieren zum ersten 

 

Mal sichtbar vor Ort orthodoxe Juden aus 

 

Antwerpen öffentlich gegen die Bebau-

ungspläne und die weitere geplante Zer-

störung des jüdischen Friedhofs. "Will 

 

this cemetery become judenrein? Does 

 

anyone in Germany remember?" - lauten 

 

ihre Fragen auf den hochgehaltenen 

 

Schildern. Die Hamburger Presse und die 

 

Öffentlichkeit nehmen diesen Protest 

 

kaum zur Kenntnis. 

 

Durch die Anwesenheit der orthodoxen 

 

Juden wird bekannt, daß seit Monaten 

 

Juden aus der Schweiz, aus Großbritan-
nien und Israel in Briefen an Bürgermei-
ster Henning Voscherau und an das Aus-

wärtige Amt in Bonn für den Erhalt des 

 

Friedhofs eintreten, daß Vertreter aus Is-
rael und den USA bei der Hamburger 

 

Kulturbehörde intervenierten, um gegen 

 

die erneute Schändung des jüdischen 

 

Friedhofs zu protestieren. 

 

Am 30.9.1990 gibt die Hamburger Kul-
turbehörde eine Stellungnahme ab zum 

 

"ehemaligen jüdischen Friedhof', dessen 

 

"Spuren" seit dem Hertie-Kaufhaus 

 

"nicht mehr erkennbar waren". Sie geht 

 

auf die ausgehandelten Absprachen zwi-
schen dem Bauherrn und der Jüdischen 

 

Gemeinde ein und gibt zu, daß bei Probe-
grabungen am 20.9.91 vom Geschäftsfüh-
rer der Jüdischen Gemeinde mit Perso-
nen seines Vertrauens "Bruchstücke von 

 

Grabsteinen und Reste von menschlichen 

 

Gebeinen" gefunden wurden. Das Papier 

 

versucht darzustellen, daß eine Einigung 

 

über die Umbettung zwischen dem Bau-
träger und der Jüdischen Gemeinde er-
reicht sei. Und nur die "jüdischen Be-
sucher Hamburgs aus Belgien" nicht ein-
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verstanden seien. Es berichtet über die 

 

Anfrage der Botschaft Israels beim Aus-

wärtigen Amt, das öffentliche Interesse 

 

am Thema in Israel, über den Protest der 

 

orthodoxen Juden in Großbritannien, 

 

über Proteste in den USA, die "bis in das 

 

Außenministerium gedrungen sind". Die 

 

Generalkonsulin und der Stellvertreten-
de US-Botschafter aus Bonn ließen sich 

 

von Kultursenatorin Christina Weiß über 

 

die Lage unterrichten. 

 

Viele Friedhöfe, besonders in Süd-

deutschland, wurden nach 1945 unter 

 

Denkmalschutz gestellt. Doch die Ham-

burger Kulturbehörde meint: 

 

"Auswärtige Beobachter gehen offen-
bar davon aus, daß die Hamburgische 

 

Kulturbehörde und ihr Denkmalschutz-
amt über Eingriffsmöglichkeiten verfü-

gen. Das ist jedoch nicht der Fall. Da es 

 

keinerlei monumentale Reste des Fried-

hofs, außer den translozierten Grabstei-

nen, mehr gab, kann für das Gelände des 

 

ehemaligen Friedhofs kein Denkmal-
schutz ausgesprochen werden. (...) Die 

 

Kulturbehörde ist jedoch deswegen gut 

 

informiert, weil sie in einem mit jährlich 

 

500.000 DM ausgestatteten wissen-
schaftlichen und denkmalpflegerischen 

 

Programm die erhalten gebliebenen jüdi-
schen Friedhöfe in Hamburg erforscht 

 

und restauriert".(6) 

 

Bruchstücke jüdischer Grabsteine tau-
chen auf dem Gelände auf; das Stadtteil-
archiv und die Initiative gegen das Otten-
ser Hertie-Quarree geben diese Tatsa-
chen an die Jüdische Gemeinde und das 

 

Bezirksamt Altona weiter. 

 

Am 10.10.91 stellt die Abgeordnete 

 

Dagmar Pelzer (fraktionslos) eine schrift-
liche Kleine Anfrage in der Hamburger 

 

Bürgerschaft "Betr. Bauprojekt/Hertie-
Quarree auf dem Gelände des ehemaligen 

 

Ottenser Jüdischen Friedhofs". Die Fra-

ge, ob sich auf bzw. neben dem Baugrund-
stück eine nicht unerhebliche Zahl jüdi-
scher Grabstätten befinde, beantwortet 

 

der Senat mit: "Nein, allerdings haben 

 

sich in der Vergangenheit dort jüdische 

 

Grabstätten befiniden".(7) 

 

Am 31.10.91 bringen die GAL/Grünen 

 

einen dringlichen Antrag in die Bezirks-
versammlung Altona ein, in dem eine 

 

"öffentlich zugängliche Grünanlage 

 

von geeigneter Art und ausreichender 

 

Größe hergerichtet werden soll, in der 

 

einige der aufgefundenen bzw. bei weite-
ren Arbeiten vermutlich mengenhaft zu-
tage gebrachten Grabsteine exempla-
risch aufgestellt und Funktion und Ge-
schichte des Geländes angemessen doku-
mentiert werden".(8) 

 

Der Änderungsantrag der FDP fordert: 

 

"Es soll alternativ geprüft werden, ob 

 

einige Grabsteine exemplarisch im Erd-
geschoß so aufgestellt werden können, 

 

daß sie weder berührt, noch umgeworfen, 

 

noch beschmiert werden können. (Denk-
bar wäre eine Lösung wie in Köln (römi-
sche Ausgrabungen nahe des Römisch-
Germanischen Museums))".(9) 

 

Zusammengefaßt beschließt die Be-, 

 

zirksversammlung beide Anträge am 

 

31.10.91. Der Kulturausschuß der Be-

zirksversammlung befaßt sich damit. 

 

Deutlich bemüht um Absicherung und 

 

Rechtfertigung schreibt der Leiter des 

 

Bezirksamtes Altona, Hans Peter Stren-
ge: 

 

"Mit dem Investor habe ich inzwischen 

 

selbst noch einmal gesprochen und si-
chergestellt, daß dort - entsprechend den 

 

Auflagen in Vorbescheid und Baugeneh-
migung - in Abstimmung mit der jüdi-
schen Gemeinde, weiteren Experten aus 

 

dem mosaischen Religionsbereich und im 

 

Zusammenwirken mit dem Kulturaus-
schuß der Bezirksversammlung Altona 

 

eine würdige Gedenkstätte entst,eht".(10) 

 

Zahlreiche Versuche von jüdischen Or-
ganisationen, emigrierten Juden, Appelle 

 

aus dem In- und vor allem Ausland sowohl 

 

an den Senat, die Kulturbehörde, als auch 

 

Bundeskanzler Kohl und Staatssekretär 

 

Kastrup bleiben ohne Erfolg. 

 

Stattdessen erteilt der Senat am 4.12.91 
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die Baugenehmigung für Büll & Liedke, 

 

das Einkaufszentrum auf dem jüdischen 

 

Friedhof zuhauen. "Die Senatskanzlei ist 

 

erstmals Ende Juni/Anfang Juli 1991 

 

durch Anfragen und Eingaben von im Aus-
land lebenden Juden mit dieser Tatsache 

 

(dem jüdischen Friedhof, d. Verf.) konfron-
tiert worden".(11) Also wird die Baugeneh-
migung im vollen Wissen darüber erteilt, 

 

daß der jüdische Friedhof mit ca. 4000 

 

Grabstätten existiert und was sein Erhalt 

 

Juden und Jüdinnen in aller Welt bedeu-
tet. 

 

Parallel zu dieser Entscheidung ver-
sucht sich die Hansestadt Hamburg im 

 

christlich-jüdischen Dialog zu profilieren. 

 

Indem sie nämlich zum 50. Jahrestag des 

 

Beginns der Deportationen jüdischer 

 

Bürger eine Gedenkstunde im Hambur-

ger Rathaus abhält, bei der Bürgermei-
ster Voscherau eine museal erinnernde 

 

Rede hält und dann die jahrelang vorbe-
reitete Ausstellung "400 Jahre Juden in 

 

Hamburg" eröffnet wird. Mit dieser Aus-

stellung schmückt sich dann auch Ham-

burgs Erster Bürgermeister, als er im 

 

Januar 1992 dem Präsidenten der Euro-
päischen Rabbinerkonferenz, Lord I. Ja-
kobovits, auf dessen Brief antwortet (sie-
he Kap. 1).(12) 

 

Ende Januar 1992 besucht eine inter-
nationale jüdische Delegation Hamburg 

 

und Bonn. Teilnehmer sind Rabbiner Zwi 

 

Kest,enbaum (New York), Anwalt Joe Lo-
benstein, Vizepräsident von Agudas Yis-
roel of Great Britain (London), Dr. Berysz 

 

Rosenberg (Zürich), Mr. Rafael Roth-
schild (B'nei B'rag), Rabbiner Elyokim 

 

Schlesinger, Rosh Yeslüvas Horomo (Lon-
don), Rabbiner David Schmiede', Präsi-
dent von Athra Kadisha, und Landesrab-
biner Binyomin Soussan (Baden/ 

 

Deutschland). Sowohl Gespräche mit Dr. 

 

Thomas Mirow, Sprecher der Hamburger 

 

Senatskanzlei, als auch mit Dr. Dieter 

 

Kastrup, Staatssekretär im Außenmini-

sterium, sind inbegriffen. Joe Lobenstein 

 

erklärt, daß ein Kompetenzstreit zwi-

schen Bundes- und Landesregierung 

 

herrsche und weist auf die Verpflichtung 

 

der Bundesregierung hin, das Problem zu 

 

lösen. Er habe Informationen, nach denen 

 

der Bauherr und die Eigentümer deutlich 

 

gemacht hätten, daß sie ihre Pläne auf-

geben würden, falls angemessene Ent-
schädigung gezahlt würde. Kastrup für 

 

die Bundesregierung und Mirow für die 

 

Landesregierung bekräftigen, daß sie we-
der juristisch noch politisch etwas tun 

 

könnten.(13) 

 

Das Memorandum der Delegation, das 

 

Kastrup überreicht wird, endet folgen-
dermaßen: 

 

"Zum Ende unserer Ausführungen 

 

möchten wir die Zuversicht aussprechen, 

 

daß Vernunft, Moral und Gefühl über kal-
te Bürokratie siegen mögen, und die Bun-
desregierung ihrer Verantwortung ge-
genüber dem jüdischen Volk - gegenüber 

 

Toten und Überlebenden - bewußt, unse-
rem gerechten Verlangen Rechnung tra-
gen wird".(14) 

 

Enttäuscht reisen die Teilnehmer ab 

 

und kündigen weiteren entschlossenen 

 

Widerstand an. 

 

Am 19.2.1992 überbringt Dr. Berysz 

 

Rosenberg im Namen der internationalen 

 

Delegation einen Brief an Dr. Thomas 

 

Mirow zum angekündigten Baubeginn. 

 

Er konfrontiert den Hamburger Senat 

 

mit dessen leeren Versprechungen anläß-
lich der Gedenkfeier zum 100jährigen Be-
stehen des Friedhofs in Ohlsdorf, 1983, 

 

bei der Helga Schuchardt für den Senat 

 

ausgefiihrt hatte: 

 

"Die Ruhe der Toten darfnach jüdischer 

 

Religion nicht gestört werden, und das 

 

Grab ist das unveräußerliche Eigentum 

 

des Toten auf ewige Zeiten. Das heißt 

 

eben auch immer, daß Zerstörung von 

 

Gräbern Verfolgung bis über den Tod hin-
aus bedeutet. (...) Wenn sich Bund und 

 

Länder in den fiinfziger Jahren verpflich-
tet haben, künftig besonders die Ruhe der 

 

Toten zu bewahren und für den Erhalt 

 

von Gräbern und Friedhöfen zu sorgen, 
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dann ist dies eine Verpflichtung, die ge-
eignet ist, die Geschichte der Friedhöfe, 

 

die eine Geschichte der Verfolgung ist, zu 

 

wandeln zu einer Zukunft der Friedhöfe, 

 

die Geschichte der Achtung und Ehrung 

 

der Uten und ihrer Religion wird."(15) 

 

Rosenberg wirft Mirow vor, entgegen 

 

der Absprache zum Erhalt des Status Quo 

 

des Geländes, Grabarbeiten auf einem 

 

Teil des Friedhofs zugelassen zu haben 

 

und mit der weiteren Zerstörung fortzu-
fahren. Mirow empfängt Rosenberg nicht 

 

- angeblich aus Zeitgründen. Frau Jutta 

 

Köln, zuständig fiir Auswärtige Angele-
genheiten des Senats, erteilt ihm die Ab-

sage.(16) 

 

Am 2.3.1992 protestierten 150 orthodo-
xe Juden aus der Schweiz, Israel, Eng-
land und Frankreich gegen die begonne-
nen Bauarbeiten auf dem Gelände, gegen 

 

die zielgerichtete Zerstörung des Fried-
hofs. Sie besetzten die Baustelle an der 

 

Großen Rainstraße in Hamburg-Otten-
sen und demonstrierten im Hamburger 

 

Rathaus. Einen Tag später verkündet das 

 

Verwaltungsgericht Hamburg aufgrund 

 

eines Formfehlers einen Baustopp. Ort-
hodoxe Juden blockieren weiter das Bau-

gelände, Dr. Rosenberg stellt einen Straf-

antrag gegen Unbekannt wegen des Ver-
dachts der Störung der Totenruhe. 

 

GAL/Grüne fordern einen sofortigen Bau-

stopp. Am 4.3. wird der eintägige Bau-

stopp aufgehoben, woraufhin das Gelän-
de erneut besetzt wird. Die Bauarbeiten 

 

werden unterbrochen und die Widersprü-
che der Anwohnerinnen und eines Rabbi-

ners, dessen Vorfahren auf dem Friedhof 

 

beerdigt sind, haben Erfolg - erneuter 

 

Baustopp durch das Verwaltungsgericht 

 

(9.3.92). 

 

Heinz Galinski, Vorsitzender des Zen-
tralrats der Juden in Deutschland, for-
dert einen Baustopp und eine Denk- und 

 

Verhandlungspause.(17) 

 

Anfang April 1992 kommt es zu großen 

 

Demonstrationen orthodoxer Juden; in 

 

New York fordern bis zu 15000 Teilneh-

mer vor dem deutschen Generalkonsulat 

 

den Erhalt des Friedhofs, Tausende ge-
hen in London, Australien, den Nieder-
landen und der Schweiz auf die Straße. 

 

US-Amerikanische Kongreßabgeordnete 

 

schreiben an Außenminister Baker und 

 

Bundeskanzler Kohl mit der Bitte, sich 

 

gegen eine weitere Zerstörung des Fried-
hofs einzusetzen. Am 9.4.92 wird der Bau-

stopp durch das Hamburger Oberverwal-

tungsgericht aufgehoben.(18) Büll & 

 

Liedtke machen ein "Rückkaufangebot" - 

 

50 Mio. DM für den Rückkauf des Fried-
hofs - was aus jeweils guten Gründen von 

 

der Jüdischen Gemeinde Hamburg, dem 

 

Zentralrat der Juden in Deutschland und 

 

Athra Kadisha zurückgewiesen wird. Der 

 

Hamburger Senat verlangt von den Ju-
den, den "Löwenanteil" der Summe auf-
zubringen. 

 

"Zugleich haben wir immer wieder be-
tont, daß dann eine neue Lage entstünde, 

 

wenn die Kritiker und Gegner des geplan-
ten Projektes von sich aus und durch 

 

eigene Anstrengung den Verkauf des Ge-
ländes rückgängig machen würden und 

 

dafür die notwendigen Mittel aufbräch-
ten. Ein entsprechendes Angebot des In-
vestors liegt nunmehr vor".(19) 

 

"Warum sollen wir Juden etwas kau-
fen, was uns gehört?", hatte Berysz Ro-

senberg bereits zuvor betont.(20) Sollten 

 

die Investoren auf einer
-
 Ausgleichszah-

lung bestehen, solle das Geld von der 

 

Stadt Hamburg aufgebracht werden - 

 

nicht aus Steuergeldern, sondern aus 

 

dem Vermögen der vertriebenen Ham-
burger Juden, das nach der Judenverfol-

gung in der Stadt geblieben war. Senats-
sprecher Mirow: "Es ist jedenfalls nicht 

 

möglich, mit öffentlichen Mitteln den 

 

Fehler der Jüdischen Gemeinde zu behe-
ben".(21) Vertreter der orthodoxen Juden 

 

fordern Senat und Bundesregierung auf, 

 

die Gelder im Rahmen der "Wiedergut-
machung" aufzubringen. Weder Ham-
burg noch Bonn reagieren darauf. 

 

Am 16.4.1992 - nach den Landtagswah-
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len in Schleswig-Holstein und Baden-

Württemberg - gibt Heinz Galinski seine 

 

Zustimmung zur Umbettung der Grä-

ber.(22) 

 

Am 21.4.92 versuchen orthodoxe Juden 

 

erneut die Bautätigkeiten aufdem Gelän-
de zu verhindern. Polizisten tragen zwei 

 

von ihnen weg, die sich in die Schaufel 

 

eines Baggers gesetzt haben. Bilder da-
von werden in den Tageszeitungen veröf-
fentlicht. Einen Tag später besetzen etwa 

 

100 den Bauplatz und versuchen mit den 

 

Händen die aufgerissene Erde zuzu-

schütten; die Polizei ist massiv präsent, 

 

greift aber diesmal nicht ein. Ein Straf-

antrag wegen Hausfriedensbruch wird 

 

von Büll & Liedtke gestellt. 

 

Am selben Tag tritt Bürgermeister Vo-
scherau das erste Mal im Laufe der Aus-

einandersetzung mit einer Erklärung an 

 

die Öffentlichkeit. Darin werden die 

 

"Auseinandersetzungen auf dem ehema-

ligen Friedhof' als "quälerisch" bezeich-

net, die Einigung mit dem Zentralrat und 

 

der Jüdischen Gemeinde in Bezug auf die 

 

Umbettung der Gräber dargestellt und 

 

die Demonstranten aufgefordert, "von 

 

schädlichen Aktionen abzulassen. Es darf 

 

kein weiterer Schaden für den inneren 

 

Frieden in unserem Lande entstehen! (...) 

 

Es ist jetzt an der Zeit, sich zu besinnen 

 

und eine neuerliche Eskalation zu ver-

meiden, die unabsehbare Folgen haben 

 

könnte".(23) 

 

Die E qkalationsvermeidung des Senats 

 

sieht folgendermaßen aus: Am 23.4.92, 

 

unter Ausnutzung des Beginns hoher jü-
discher Feiertage, zieht die Baufirma 

 

Büll & Liedtke mit Polizeischutz und ei-
nem angeheuerten privaten Wachdienst 

 

einen 2,50 m hohen Bauzaun hoch und 

 

sichert alle Zugänge zum Friedhofsgelän-
de. 

 

Der Protest der orthodoxen Juden ver-
stärkt sich, die Baufirma beginnt die Erde 

 

aufzureißen und abzutransportieren, 

 

und die Polizei zeigt zunehmend Präsenz 

 

und eine "entschlossene Linie". Selbst die 

 

Gebete am Zaun werden wieder und wie-
der gestört und behindert. Nach 3 Tagen 

 

kommt es zur Konfrontation gegen die 

 

Juden - zu verantworten von der Baufir-
ma, der Polizei und vom Hamburger Se-
nat. Die Große Rainstraße wird mit Ei-

sengittern und Polizeigewalt "nur für Ju-
den" abgesperrt, alle anderen werden 

 

durchgelassen. Das Beten am Bauzaun 

 

wird ausdrücklich verboten. Bei wieder-
holten Straßenblockaden der orthodoxen 

 

Juden, die sich vor die Baufahrzeuge set-
zen, um den Abtransport des "Bau-
schutts" zu verhindern, greift die Polizei 

 

mit "normaler" deutscher Härte ein. Die 

 

Juden werden von der Straße wegge-
schleppt, ihre Personalien festgestellt. 

 

Einem reißt die Polizei bei seiner Verhaf-
tung die Kleider vom Leib, er wird ohne 

 

Schuhe und Mantel vorläufig festgenom-
men und zur erkennungsdienstlichen Be-
handlung ins Polizeipräsidium gebracht. 

 

Alle Festgenommenen bekommen Anzei-

gen wegen Nötigung, der seiner Kleider 

 

Beraubte zusätzlich wegen Widerstands 

 

gegen die Staatsgewalt. Wenige Anwoh-
nerinnen, die die Juden unterstützen, 

 

protestieren dagegen. Andere Umstehen-
de erklären offen und selbstbewußt mit 

 

erhobenem Arm und "Heil Hitler!" der 

 

Polizei ihre ungeteilte Unterstützung. 

 

Gegen sie greift die Polizei nicht ein. Ver-
einzelt werden von Mitgliedern der Jüdi-
schen Gemeinde Strafanzeigen wegen 

 

Volksverhetzung gestellt. 

 

Solche Vorgänge bestimmen die weite-
ren Tage. Unterdessen schaffen Büll & 

 

Liedtke vollendete Tatsachen durch den 

 

polizeilich geschützten Abtransport von 

 

"Bauschutt" und das Aufreißen der Erde 

 

unter dem gesprengten Bunkerplatz vor 

 

den Augen der Juden. 

 

Die unerträgliche Situation für die Ju-
den vor Ort führt nicht dazu, daß Teile der 

 

bürgerlich-demokratischen Öffentlich-
keit Stellung beziehen, durch ihre Anwe-
senheit Schutz bieten vor antisemiti-
schen Übergriffen oder sich öffentlich 
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wahrnehmbar empörten. Das Fehlen je-
der Empathie, was polizeiliche Gewalt 

 

deutscher Polizistinnen und staatliche 

 

Verfolgung speziell in Deutschland be-
deuten muß, kennzeichnet die nicht-jüdi-
schen Reaktionen bis in die Linke hinein 

 

- nur wenige werden unterstützend aktiv. 

 

Dagegen kann das staatliche Vorgehen 

 

mit breiter Unterstützung rechnen. 

 

Eine Woche lang bleibt die Straße "ju-
denrein", eine Woche lang unter regem 

 

Interesse der Medien und Antisemitin-
nen. Gebete der orthodoxen Juden und 

 

ihre Blockaden der Straßen und Baufahr-

zeuge, Verhaftungen, Abtransporte, 

 

wechselnde Polizeieinheiten und Ein-

satzkonzepte. Die Polizei schützt den Ab-

transport der Erde des Friedhofsgelän-
des. Wissentlich und willentlich duldet 

 

der Senat antisemitische Äußerungen 

 

und Vorgehensweisen und produziert Bil-

der, die angeblich nicht um die Welt gehen 

 

sollen, da sie dem vielbeschworenen libe-
ralen Ruf der Hansestadt schadeten. 

 

Hamburg hat sein "pittoreskes Schau-

spiel" jeden Tag auf den Titelseiten der 

 

Zeitungen. Vor Ort, am Zaun, an den für 

 

die Juden errichteten Absperrungen und 

 

Kontrollen läßt sich kaum einer blicken - 

 

kein Politiker, keine Politikerin.(24) Es 

 

gab keine öffentliche Stellungnahme des 

 

Senats, die sich gegen den offenen Anti-
semitismus der Bevölkerung vor Ort aus-

spräche und sich schützend vor die Juden 

 

und Jüdinnen stellte, die diesen Angriffen 

 

ausgesetzt sind. 

 

Stattdessen gibt Hamburgs Innense-
nator Werner Hackmann am 29.4.92 eine 

 

öffentliche Erklärung ab, in der nach dem 

 

Motto - "die Polizei ist an Recht und Ge-
setz gebunden. Blockaden sind Nötigun-
gen. Die Polizei ist verpflichtet, beim Tat-
bestand der Nötigung nach dem Legali-
tätsprinzip zu handeln" - argumentiert 

 

wird und die- "Hamburger Bevölkerung 

 

um Verständnis für das Handeln der 

 

Hamburger Polizeibeamten" gebeten 

 

wird. Und damit jeder/jede auch versteht, 

 

gegen wen es hier geht: 

 

"Die Hamburger Polizei bemüht sich, 

 

vor dem Hintergrund der deutschen Ge-
schichte und vor den verständlichen reli-
giösen Empfindungen bei ihrem Ein-
schreiten mit allergrößter Sensibilität 

 

entsprechend ihrem gesetzlichen Auftrag 

 

vorzugehen. Jeder einzelne Polizeibeam-
te, der einschreiten muß, ist durch eine 

 

ausführliche interne Information der 

 

Polizei Hamburg auf seinen Einsatz vor-
bereitet worden".(25) 

 

Die Hamburger Polizei hat aus der Ge-
schichte wichtiges gelernt, soll das wohl 

 

heißen. 

 

Am 5.5.92 beendet die Hamburger Poli-
zei ihren Einsatz nicht wegen öffentlicher 

 

Proteste, sondern er wird unterbrochen 

 

durch eine Pressemitteilung der Baufir-
ma Büll & Liedtke: 

 

"Wir haben sämtliche Bauarbeiten auf 

 

dem Gelände des ehemaligen jüdischen 

 

Friedhofs zunächst eingestellt zu Ehren 

 

des Chief-Rabbi von Jerusalem, Oberrab-
biner Kolitz, damit dieser die Möglichkeit 

 

hat, eine religiöse obergutachterliche 

 

Stellungnahme abzugeben. Oberrabbi-
ner Kolitz wird noch diese Woche in Ham-

burg erwartet"(26) 

 

Tatsächlich ruht der weitere Abtrans-

port der Erde, und die Ausschachtungs-
arbeiten auf dem Friedhofsgelände wer-
den eingestellt. 

 

Am 6.5.92, nach einem Aufruf von Ath-
ra Kadisha, demonstrieren etwa 350 or-
thodoxe Juden aus Israel, den USA, Ka-
nada, Großbritannien, der Schweiz und 

 

Belgien vor dem Bundeskanzleramt in 

 

Bonn. Eine Delegation wird von der Bun-

destagspräsidentin Rita Süßmuth emp-
fangen, der ranghöchsten deutschen Po-
litikerin, die sich der Sache bisher ange-
nommen hat. "Sie baten Parlament und 

 

Regierung, alles zutun, um den 350 Jahre 

 

alten Friedhof zu retten".(27) Frau Süß-
muth sagt zu, das Anliegen nach Ham-
burg weiterzuleiten. Außer einer Kurz-
notiz in der Frankfurter Rundschau 
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(7.5.92) erscheint keine Meldung in den 

 

überregionalen nichtjüdischen Zeitun-

gen. 

 

Obwohl der "Konfliktfall Ottensen" in-
zwischen international bekannt ist, läßt 

 

Regierungssprecher Vogel verlauten: 

 

"Die Bundesregierung kann sich mit der-

artigen Dingen nicht befassen, weil dies 

 

vordringlich eine Angelegenheit Ham-

burgs ist. Wenn Hamburg diesbezüglich 

 

an den Bund herantritt, wird man weiter-

sehen" (28) 

 

Oberrabbiner Itzhak Kolitz kommt 

 

nach Hamburg, besieht das Gelände und 

 

spricht mit den "Konfliktparteien". Er ist 

 

der erste Jude, der offiziell unter einem 

 

großen Medienaufgebot im Kontext die-

ser Auseinandersetzung im Hamburger 

 

Rathaus empfangen und als erwünschter 

 

Gast vom Bürgermeister unter Blitzlicht-

gewitter begrüßt wird. Er wird zu der 

 

Entscheidungsinstanz aufgebaut, die den 

 

"Konflikt" lösen soll, dessen Lösung von 

 

Beginn an auf der Hand liegt. Nach seiner 

 

Rückkehr nach Israel faxt Itzhak Kolitz 

 

am 21.5.92 sein Urteil: Eine Umbettung 

 

ist ausgeschlossen. Die Bebauung wird 

 

nicht verhindert werden können, jedoch 

 

darf beim Bau nicht ausgeschachtet wer-
den. Und ein ständiger, von Kolitz be-

stimmter, Aufseher muß die Bauarbeiten 

 

überwachen. Der Hamburger Senat und 

 

die Bundesregierung haben sich gewei-
gert, trotz aller Bemühungen und Bitten, 

 

"den klaren Beschluß zu fassen, diesen 

 

von den Nazis geschändeten Ort auszulö-

sen, um ihn in einen Ort des Gedenkens 

 

zu verwandeln, ihn zu pflegen und so eine 

 

Überbauung zu verhindern, wie das bei 

 

jedem anderen jüdischen Friedhof der 

 

Welt üblich ist." 

 

Und: 

 

"Jedes Gebäude über dem Friedhof 

 

wird ein Schandmal für die deutsche Re-

gierung sein."(29) 

 

Senatssprecher Mirow erklärte einen 

 

Tag darauf: 

 

"Die Bundesregierung hat ihrerseits im 

 

übrigen ebenso kontinuierlich deutlich 

 

gemacht, daß sie keine eigene Verantwor-

tung in dieser Angelegenheit sieht".(30) 

 

Kolitz' Stellungnahme, die klar die Ver-
antwortlichen für die entstandene Lage 

 

benennt, wird in der Presse überwiegend 

 

selektiv zitiert, nach dem Motto: Bebau-
ung ja, Umbettung nein. Das Hauptinter-
esse der Medien ist es, aufzuzeigen, wel-
che Baumöglichkeiten für den Investor 

 

jetzt möglich seien und ob ein Kompromiß 

 

machbar sei. Am Tag nach dem Urteil des 

 

Rabbiners erscheinen die zwei großen 

 

Hamburger Tageszeitungen, die "Mor-
genpost" und das "Abendblatt", mit Leit-
artikeln, die beide, in großer Sorge um 

 

Deutschlands Ansehen in der Welt, ein 

 

politisches Eingreifen fordern. 

 

"Jetzt ist der Senat gefragt. Wieviel 

 

Porzellan im deutsch-jüdischen Zusam-
menleben muß eigentlich noch zerschla-
gen werden, bevor sich endlich einmal 

 

diejenigen äußern, die in der Lage wären, 

 

einen Schlußstrich unter dieses unerfreu-
liche Kapitel zu ziehen? Wo ist der Senat? 

 

Wo ist Bürgermeister Voscherau?"(31) 

 

"(...) Das Spiel auf Zeit ist vorbei. Für 

 

Henning Voscherau und Helmut Kohl. 

 

Denn in Jerusalem blickt man auf Ham-

burg und Bonn. Jedes Gebäude auf dem 

 

Friedhof wird ein Schandmal für die 

 

Deutsche Regierung sein. Die Gräber von 

 

Ottensen müssen Kabinettssache wer-
den. In Bonn amtiert der Rechtsnachfol-

ger von 1942, dort werden die großen 

 

Schritte der Versöhnung mit Israel ge-
gangen, dort liegen auch die Gelder, die 

 

unter dem trostlosen Titel Wiedergutma-
chung verwaltet werden". 

 

Abschließend wird der Verdacht geäu-
ßert, 

 

"Staat und Parteien haben die Fehlent-
scheidung getroffen, unter dem Druck 

 

von Ausländerfeindlichkeit und Antise-
mitismus zu lavieren."(32) 

 

Als erste reagieren Büll & Liedke auf 

 

den Spruch des von ihnen eingeladenen 

 

Gutachters. Sie ak7eptieren ihn nicht 
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und kündigen an, die Firma werde nach 

 

deutschem Recht wie geplant bauen. 

 

Der Senat spricht von einer neuen La-

ge, die durch die Erklärung von Itzhak 

 

Kolitz entstanden sei und "erstmals einen 

 

Kompromiß erreichbar erscheinen läßt". 

 

Senatssprecher Mirow kündigt offiziell 

 

Gespräche mit dem Vorstand der Jüdi-
schen Gemeinde, Landesrabbiner Dr. Le-
vinsohn und dem Grundstückseigentü-
mer an mit dem Ziel, die 

 

"Möglichkeiten zu erörtern, die es fiir 

 

eine Verwirklichung der Bauabsichten 

 

des Inverstors im jetzt aufgezeigten Rah-
men gibt."(33) 

 

Der Vorstand der Jüdischen Gemeinde 

 

in Hamburg bestätigt dem Landesrabbi-
ner Prof. Dr. Levinsohn, der sich in einem 

 

Gutachten fiir die Umbettung der Gräber 

 

ausgesprochen hatte, die erteilte Voll-
macht in vollem Umfang. 

 

"Da der Eigentümer erklärt hat, daß er 

 

sein Bauvorhaben fortfiihren wird, hat 

 

der Landesrabbiner einen israelischen 

 

Experten beauftragt, die Bauarbeiten zu 

 

beaufsichtig
-en."(34) 

 

Für den Zentralrat der Juden in 

 

Deutschland gibt Heinz Galinski erneut 

 

eine Erklärung ab. Zu den zwei Aspekten, 

 

den Vermögenswerten auf der einen und 

 

dem unantastbaren Respekt vor der To-
tenruhe auf der anderen Seite, sei ein 

 

drittes Element dazugekommen: 

 

"Der Wert des friedlichen Zusammen-
lebens von Juden und Nichtjuden in die-
sem Lande. (...) Andererseits muß darauf 

 

hingewiesen werden - was in der Hitze 

 

der Auseinandersetzung beinahe in Ver-

gessenheit geraten ist -, daß die Wurzel 

 

des Übels in der ursprünglichen Schän-

dung des Friedhofs durch Nationalsozia-
listen zu suchen ist, und daß diesbezüg-
lich die nichtjüdische Seite zur Übernah-
me der moralischen Verantwortung ohne 

 

Rücksicht auf trockene Gesetzesinterpre-
tationen aufgerufen ist. Als Ergebnis der 

 

Betrachtungen appelliert der Zentralrat 

 

der Juden in Deutschland dringendst an 

 

alle Beteiligten, einen konstruktiven 

 

Ausweg aus der Situation zu suchen und 

 

zu finden, um die bereits entstandenen 

 

Spannungen nicht weiter zu egkalieren 

 

und jenen politischen Kräften nicht un-
gewollt Hilfe zu leisten, die ohnehin in 

 

unserer Gesellschaft in der letzten Zeit 

 

alarmierenden Zulauf erhalten."(35) 

 

Einen Tag nach dem Eintreffen des 

 

Gutachtens von Itzhak Kolitz in Hain-
burg weist Landespolizeidirektor Krap-
pen in einem Fernschreiben sämtliche 

 

Dienststellen an, 

 

"sofort Erkenntnisse über Anreise und 

 

Aufenthalt von orthodoxen Juden in 

 

Hamburg dem Lagedienst der FD 5 un-
verzüglich mitzuteilen." 

 

Innensenator Hackmann hatte Krap-
pen vorher genauestens über die neue 

 

Lage informiert. Trotzdem oder gerade 

 

deswegen wurde diese "präventive" 

 

Fahndungsmaßnahme im Stil einer Ge-
neralüberwachung, der verdeckten Ob-
servierung organisiert. 

 

"Man habe potentielle Demonstranten 

 

rechtzeitig über den neuesten Stand un-
terrichten wollen, damit es nicht 'unnötig 

 

zu Auseinandersetzungen kommt'." 

 

Krappen gibt zu, daß das Fernschrei-
ben "etwas unglücklich" sei, und "bei kri-
tischer Betrachtung den Anschein er-
wecken könne, wir wollten Juden obser-
vieren".(36) Unglücklich formuliert, miß-
verständlich, unsensibel - meinen in ei-
nem Anflug von selbstkritischem Rück-
zug die verantwortlichen Polizeichefs. Sie 

 

erwähnen nicht, daß, abgesehen von der 

 

Kriminalisierungsstrategie gegen die ort-
hodoxen Juden, die nur durch Zufall auf-
geflogene Maßnahme außerdem illegal 

 

ist: Selbst nach dem vielbeschworenen 

 

deutschen Recht, nach dem gezielte Auf-
klärung nur Beamte mit besonderem Auf-
trag durchfiihren dürfen, d.h. bei soge-
nannter Gefahrenabwehr oder Strafver-
folgung. 

 

Auf dieses Vorgehen, über das die Me-
dien berichten, folgt keine öffentliche Re-
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aktion. Nur die GAL fordert personelle 

 

Konsequenzen, und die VVN/BdA reicht 

 

Dienstbeschwerde gegen die verantwort-
lichen Beamten, insbesondere gegen den 

 

Landespolizeidirektor Krappen ein.(37) 

 

Am Montag, den 25.5.92 zieht die Polizei-

fiihrung den Fahndungsaufruf zurück. 

 

Durch die Stellungnahme von Ober-
rabbiner Itzhak Kolitz wird eine neue 

 

Phase im "Konflikt" eröffnet. Es ist noch 

 

deutlicher als zu Beginn, daß dieser "Kon-
flikt" ein Problem der nichtjüdischen 

 

Deutschen ist, das politisch geklärt wer-

den muß und nicht gelöst werden kann 

 

im Sinne eines Schlußstrichs, eines Ein-
Für-Alle-Mal. Der Senat und die Baufir-
ma müssen verhandeln, egal ob sie den 

 

Spruch akzeptieren oder nicht. Tatsäch-
lich finden in den folgenden Wochen die 

 

ersten öffentlich erwähnten Verhandlun-

gen statt, in deren Rahmen eine Delega-
tion aus Mitgliedern des Hamburger Se-
nats und der Baufirma zu Itzhak Kolitz 

 

nach Israel fliegt und Überlegungen, wie 

 

nach den Vorgaben von Kolitz der Bau 

 

verändert trotzdem ermöglicht werden 

 

könne. 

 

Am 29.9.1992 nimmt Itzhak Kolitz 

 

nochmals Stellung, wobei er sich auf die 

 

Verhandlungen in Jerusalem bezieht. 

 

"Die Vertreter der Firma B & L und der 

 

Stadt Hamburg akzeptieren die Forde-

rungen des Gutachtens: Es ist verboten, 

 

Gräber umzubetten. Es bestehen keine 

 

Einwände gegen eine Überbauung des 

 

Friedhofs, aber ohne in ihm zu graben. 

 

Die Bebauung findet unter Aufsicht statt. 

 

(...) Die Genehmigung fiir eine überbau-

ung ist schweren Herzens erteilt worden. 

 

Der beste Weg wäre weiterhin eine Über-

bauung des Friedhofs ohne jegliches Aus-

schachten (...) Das Ausschachten fiir Fun-
damente würde sich sehr kompliziert ge-
stalten. Bei den Ausschachtungsarbeiten 

 

müßte eindeutig festgestellt werden, daß 

 

an den dafiir vorgesehenen Stellen keine 

 

Gräber mehr liegen. Es muß in Rechnung 

 

gezogen werden, daß nach einem Baube-

ginn schwerwiegende und unvorhergese-
hene Probleme auftauchen können. Um 

 

eine Ausführung der Bestimmungen zu 

 

garantieren und jegliche Abweichungen 

 

von unseren Anweisungen zu verhindern, 

 

muß die Firma B & L eine gerichtlich 

 

bindende klare Verpflichtung eingehen. 

 

Die muß vor dem deutschen Gesetz bin-
dend sein. Im Falle eines Verstoßes gegen 

 

die Abmachungen müßten die Bauarbei-
ten sofort unterbrochen werden. Eine 

 

Mißachtung der Regeln kann einen Ent-
zug der Baugenehmigung zur Folge ha-
ben."(38) 

 

Die Verhandlungen gehen in den letz-
ten Monaten weiter, die Bauarbeiten ru-
hen auf dem Gelände und die Medien 

 

melden kurz und selten den jeweiligen 

 

neuesten Stand. Als die Baufirma Mitte 

 

Juli 1992 mit der Forderung nach einer 

 

Entschädigungssumme von 30 Mio. DM 

 

an den Senat herantritt, die durch die 

 

Bauverzögerung entstanden sei, reagiert 

 

Mirow prompt und lehnt die Forderung 

 

ab. 

 

Muster des Antisemitismus 

 

Der Friedhofin Ottensen ist der Ernstfall, 

 

der den Senat damit konfrontiert, tat-
sächlich die eingeforderten Konsequen-
zen aus der Geschichte zu ziehen. Der 

 

Schritt vom musealen Erinnern an die 

 

toten Juden - dieser nur sich selbst bemit-
leidende Umgang mit den Ermordeten 

 

und Verfolgten, den Verbrechen der na-
tionalsozialistischen Geschichte, dient 

 

dazu, die Vergangenheit Vergangenheit 

 

sein zu lassen und mit einem besseren 

 

Gewissen, nach Absolvierung der vorge-
schriebenen Gedenkleistung, sich der er-
innerungslosen Gegenwart und Zukunft 

 

zuzuwenden - zur Auseinandersetzung 

 

mit den überlebenden und hier lebenden 

 

Juden und Jüdinnen und dem sie alltäg-
lich bedrohenden Antisemitismus wird 

 

abgelehnt und die regierungsoffizielle 

 

Haltung demonstriert: keine Verantwor-
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tung, Fehler der Juden, kein Geld, keine 

 

Lösung. 

 

In der Öffentlichkeit stellt sich der 

 

Hamburger Senat als neutraler Beobach-
ter dar, der "in dieser Angelegenheit lei-
der gar nichts tun kann". Bei genauerem 

 

Hinsehen zeigt sich aber, wie, mit wel-
chen Mitteln und warum Henning Vo-
scherau und seine Mitarbeiterinnen tat-
sächlich von Anfang an die Weichen ge-
stellt haben für die von ihm selbst als 

 

"quälerisch" bezeichneten Auseinander-

setzungen um den jüdischen Friedhof in 

 

Ottensen. Erstmal Fakten schaffen durch 

 

Nichtbeantworten von Briefen, Abwesen-
heit bei anreisenden Verhandlungspart-
nern, Nichtverhandeln mit Vertretern 

 

der orthodoxen Juden, konsequentes 

 

Ausgrenzen derselben als Repräsentan-
ten einer nicht akzeptablen Position und 

 

Aufbau der Jüdischen Gemeinde als al-

leinigen Gesprächspartner - und immer 

 

wieder die indirekte aber unmißver-
ständliche Drohung mit Antisemitismus 

 

bei Nichtwohlverhalten der Juden. Die 

 

veröffentlichten Briefe und Stellungs-
nahmen dokumentieren deutlich das 

 

durchgängige Bestreben der politisch 

 

Verantwortlichen, die "aus dem Ausland 

 

angereisten" Juden auszugrenzen, ihr 

 

Anliegen - den Erhalt des jüdischen 

 

Friedhofs - als unberechtigt, gesetzesbre-
cherisch und damit völlig aussichtslos 

 

darzustellen und die Antragsteller zu dif-
famieren. Sie wurden vorab zu schuldi-

gen Störenfrieden erklärt, die den inne-
ren Frieden in diesem Land gefährden, 

 

die am liberalen Image der Hansestadt 

 

rütteln und das Ansehen der aufgeklär-
ten Metropole international zu ruinieren 

 

drohen. Dieses Muster, das sich schon im 

 

ersten veröffentlichten Einladungs-
schreiben von Voscherau vom Januar 

 

1992 auffinden läßt, wird wiederholt und 

 

ausgebaut im Verlauf der Auseinander-

setzung. Senatssprecher Mirow verfei-
nert die hier angelegte Feindbildkon-
struktion. Konfrontiert mit der Tatsache, 

 

daß in vielen Ländern der "Konflikt" um 

 

den jüdischen Friedhof verfolgt wird und 

 

zu Protesten geführt hat, erklärt er, der 

 

amerikanische Kongreß sei wohl über die 

 

Einzelheiten nicht ganz informiert.(39) 

 

Die von Athra Kadisha organisierten De-
monstrationen im Ausland schadeten 

 

dem Ruf der Stadt. 

 

"Mit der Zunahme der Entfernung ha-
ben wir aber immer weniger Möglichkei-
ten, die richtigen Zusammenhänge dar-
zustellen und falsche Angaben zu wider-
legen".(40) 

 

Komplettiert wird die Argumentation 

 

durch die Spaltung in "vernünftige" und 

 

orthodoxe Juden, letztere seien "in einer 

 

sehr deutlichen Minderheitsposition"(41), 

 

und in deutsche und nicht-deutsche: Bei 

 

denen, "die gegen das Projekt sind" han-
dele es sich "ja gar nicht um diejenigen, die 

 

hier leben, sondern größtenteils um solche, 

 

die in anderen Ländern der Welt le-
ben".(42) Auch das komplementäre Stich-
wort zur hanseatischen Aufgeklärtheit 

 

und Zivilisiertheit darf nicht fehlen: "Sehr 

 

fundamentalistische Positionen, sehr 

 

grundsätzliche Positionen führen eben in 

 

der Regel nicht zum Kompromiß".(43) Un-
rechtmäßigkeit des Anliegens, Gesetzlo-
sigkeit, Unkenntnis zivilisatorischer Kon-

fliktregelung, Falschinformationen im 

 

amerikanischen Kongreß, Rufschädigung 

 

Deutschlands, kein deutscher Wohnsitz 

 

und schließlich radikaler Fundamentalis-
mus - diese originär antisemitische Stereo-
typen transportierende Argumentation 

 

zieht sich durch. Vor neuer Eskalation 

 

wird gewarnt, die unabsehbare Folgen ha-
ben könnte, die aber eben durch den war-
nenden Bürgermeister und seine Mitar-
beiterinnen mit herbeigeführt wird. 

 

Kein erklärendes Wort zu der Forde-
rung nach Erhalt des Friedhofs, durch-
gängiges Beharren auf der Bezeichnung 

 

als "ehemaliger Friedhof', Desinforma-
tion über den tatsächlichen Sachverhalt, 

 

Darstellung des Konfliktes als unent-
schiedenen religiösen Streit unter Juden, 
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Nichterwähnen der nationalsozialisti-
schen Zerstörungsgeschichte des jüdi-
schen Friedhofs, völliges Schweigen über 

 

die Situation der Jüdischen Gemeinde 

 

nach 1945 und fortwährendes Zuweisen 

 

der Schuld an dem "Konflikt" an die Ge-

meinde, da sie den Fehler des Verkaufs 

 

des Friedhofs zu verantworten habe - Auf-

wertung der Stadt Hamburg als geläuter-
tes, besseres Fleckchen Deutschland, 

 

hanseatisch - tolerant - lernbereit. 

 

Die tagelangen Einsätze der "beson-

ders geschulten, sensibilisierten" Polizi-

stinnen gegen die orthodoxen Juden, die 

 

eingeleiteten Strafverfahren, die Eskala-

tionsstrategie vor dem Besuch des zum 

 

Schlichter aufgebauten Oberrabbiner 

 

itzhak Kolitz, die zum Stadtthema wur-

de, die ''judenfreie" Straße und die Stadt-

teilbelagerung durch die Polizei, der an 

 

alle Polizeidienststellen weitergeleitete 

 

Fahndungsaufruf, die öffentliche Krimi-

nalisierungsstrategie gegen die orthodo-
xen Juden - all das ist bewußt oder unbe-
wußt motiviert durch Antisemitismus, 

 

produziert Antisemitismus und kalku-
liert Antisemitismus mit ein. 

 

In der Zeit zwischen dem Besuch von 

 

itzhak Kolitz und seinem Urteilsspruch 

 

intervenieren verschiedene Gruppen und 

 

Einzelpersonen bei Voscherau, unter an-
derem das Auschwitz-Komitee und eine 

 

Gruppe Hamburger Studentinnen. In der 

 

im Rathaus in Abwesenheit von Vosche-
rau überreichten Erklärung des Au-
schwitz-Komitees heißt es: 

 

"(...) Wir wenden uns an Sie mit der 

 

Aufforderung, endlich in die Auseinan-

dersetzung um den jüdischen Friedhof 

 

politisch einzugreifen. Der Konflikt ist 

 

eine deutsche Angelegenheit. Die Chan-

ce, das Selbstverständliche zu tun und 

 

eine politisch tragbare Lösung zu finden, 

 

ist noch nicht vergeben."(44) 

 

Flora Neumann, eine bekannte Ham-

burger Antifaschistin und Überlebende 

 

von Auschwitz: 

 

"Auch ich als nicht gläubige Jüdin fin-

de, daß es die Pflicht der Deutschen ist, 

 

das jüdische Gesetz nicht einfach zu über-

gehen. es müßte doch möglich sein in 

 

einer Demokratie mit Hilfe des Hambur-

ger Senats und des sogenannten Amtes 

 

für Wiedergutmachung den jetzigen 

 

Grundbesitzer zu entschädigen, viel-
leicht mit einem anderen Bauplatz".(44) 

 

Immer wieder wird auf den ansteigen-
den Antisemitismus hingewiesen und die 

 

Aufforderung ausgesprochen, politisch zu 

 

intervenieren. Im einzigen öffentlich Ap-
pell Voscheraus taucht mit keinem Wort 

 

die Tatsache des Antisemitismus auf. 

 

Stattdessen wird von "ungeahnten Fol-
gen" geredet, die entstehen könnten und 

 

die verursacht würden von den Demonst-
ranten, den orthodoxen Juden, ganz nach 

 

dem antisemitischen Denkmuster, die 

 

Juden seien selbst schuld am Antisemi-
tismus. Der Verdacht drängt sich auf, daß 

 

hier durch Nichtbenennung des Problems 

 

der nichtjüdischen Deutschen vermieden 

 

werden soll, es als existent anzuerkennen 

 

und somit die Verantwortung dafiir über-
nehmen zu müssen. 

 

Henning Voscherau und der Hambur-
ger Senat waren nie neutral und konnten 

 

nie neutral sein. Ihr Verhalten wurde be-
stimmt von der "Gnade der späten Ge-
burt" und vom Leitbild des dynamischen 

 

sozialdemokratischen Technokraten, der 

 

durch nichts berührt wird und alle Pro-
bleme für organisatorisch und technisch 

 

bewältigbar hält, dem politischen Ver-
waltungsangestellten, der mit der Leer-
formel- "alle Beteiligten müssen zufrie-
dengestellt werden" - sich im Recht (im 

 

deutschen, im Unterschied zum jüdi-
schen) weiß und hofft, unbeschadet aus 

 

der Sache herauszukommen. Schon al-
lein diese Konstruktion zeigt die bewußte 

 

Negierung der Folgen der deutschen Ver-
gangenheit, da auch die Täterinnen 

 

gleichberechtigt behandelt werden sol-
len. Alle sollen gleich sein - bei gleichzei-
tiger, bis heute andauernder offensichtli-
cher Ungleichbehandlung. Die Propagan-
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da des "besonders Schmerzlichen" der 

 

deutschen Betroffenheit, die routiniert 

 

von Mirow und Köhn verbreitet wird, 

 

folgt folgendem Schema: Der schmerzli-
che Verlust, der durch die Ermordung der 

 

Juden und Jüdinnen für die Deutschen (!) 

 

entstanden ist, adelt die Täterinnen, die 

 

zu bedauern sind; die "Opfer" werden 

 

nicht erwähnt, vor allem die gegenwärti-
gen und zukünftigen nicht. Damit wird 

 

wieder und wieder davon abgelenkt, daß 

 

die Lösung des Problems seit Beginn des 

 

"Konflikts" auf der Hand liegt: Rückgabe 

 

des Friedhofsgeländes in die Verfügung 

 

jüdischer Gruppen. 

 

Ein vorläufiges Fazit 

 

47 Jahre nach der "Befreiung vom Fa-

schismus", der Beendigung der national-
sozialistischer Herrschaft und der Shoah 

 

durch die Alliierten, wird immer deutli-

cher, daß Antisemitismus ein ungebro-
chener, struktureller Bestandteil der 

 

deutschen Gesellschaft ist. Ein zentrales 

 

Argument von Regierungsseite, das die 

 

Auseinandersetzung um den jüdischen 

 

Friedhof bestimmt, ist das des "Rechts-

staates", den es zu verteidigen gilt in 

 

Anbetracht der "grausamen Folgen der 

 

deutschen Gewaltherrschaft". Der Nach-

folgestaat hat aus der Geschichte gelernt; 

 

gelernt, daß nach der Shoah und wegen 

 

der Shoah die Juden immer noch die 

 

Schuldigen sind und die entscheidende 

 

Lehre ist, sich an Gesetz und Ordnung 

 

halten. Als ob die Rassengesetze der Na-

tionalsozialisten, die Gesetze zur Sonder-

behandlung der Juden, die genaue Vorbe-

reitung der Bedingungen für die indu-
strielle Massenvernichtung der europä-
ischen Juden nicht rechtlich abgesichert, 

 

öffentlich bekannt und abgesegnet gewe-
sen wären. Der Mythos des "Unrechts-

staats", der das "Tausendjährige Reich" 

 

gewesen sei, negiert immer noch die Tat-
sache eines durch Massenzustimmung 

 

der Bevölkerung und Wahlen legitimier-

ten Herrschaftssystems. Eben dieser von 

 

Voscherau herbeizitierte heutige Rechts-
staat ließ die Mörder laufen, verdeckte bis 

 

zum heutigen Tag, was wirklich gesche-
hen ist und hat sich noch 1990 geweigert, 

 

offiziell seine Verantwortung einzugeste-
hen und zu übernehmen, indem die Tat-
sache der Shoah in die Präambel der Ver-

fassung des wiedervereinigten Deutsch-
lands aufgenommen wird. Der Rechts-
staat hat den Beweis angetreten, daß sei-
ne Lehre heißt: Die Täter sind die eigent-
lichen Opfer und die Opfer sind schuld-
haft verantwortlich für ihre Vernichtung. 

 

Folgerichtig argumentiert der Senat in 

 

allen Stellungnahmen, die Jüdische Ge-
meinde sei die Schuldige, da sie ja den 

 

Friedhof (ganz rechtsstaatlich legal) ver-
kauft habe. Da könne man nun, nach 

 

diesem Fehler, nichts mehr machen und 

 

schon gar nicht in die privaten Rechte des 

 

Eigentümers eingreifen. Genausowenig 

 

wie die Gelder aus dem im "Unrechts-
staat" "arisierten" Vermögen der aus 

 

Hamburg vertriebenen und zum großen 

 

Teil ermordeten Juden zum Rückkauf des 

 

Friedhofsgeländes verwendet werden 

 

können. 

 

Diese Schuldzuweisung soll auch au-
ßerkraftsetzen, was auf legaler Ebene 

 

1956 von der Bundesregierung und den 

 

Landesregierungen vereinbart wurde, 

 

nämlich den Schutz jüdischer Friedhöfe 

 

zu garantieren und konkret zu überneh-
men, auch und gerade in Fällen, in denen 

 

durch die Vernichtung der Juden keine 

 

nachfolgende jüdische Gemeinde ent-
stand. Welche geringen Konsequenzen 

 

der Beschluß von Bund und Ländern tat-
sächlich hatte, wurde von Sieghard Bu-
ßenius in dieser Zeitschrift kürzlich nach-
drücklich belegt.(45) 

 

Welche rechtsstaatliche Scheinargu-
mentation vom Senat vorgeschoben wird, 

 

wenn es um den selbstverständlichen Er-
halt des jüdischen Friedhofs geht, und mit 

 

welchen nicht-rechtsstaatlichen Mitteln, 

 

einschließlich eines Fahndungsaufrufs 
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an sämtliche Polizeidienststellen Ham-

burgs, dieselbe Regierung bereit ist, ihre 

 

Verantwortung vor der deutschen Ge-
schichte zu übernehmen - diese beiden 

 

Aspekte desselben sollen einen Zweck 

 

verfolgen. Die Nachfolgeregierung des 

 

"Unrechtsstaats" beansprucht das Defi-

nitionsmonopol über die Geschichte, will 

 

die unangefochtene Festschreibung der 

 

Geschichte aus der Perspektive der Täte-

rinnen, in der die Opfer bestenfalls als 

 

museale Versatzstücke der Erinnerung 

 

vorkommen sollen. Unter dem Stichwort 

 

der besonderen deutschen Verantwor-

tung wird seit Mitte der achtziger Jahre 

 

- stellvertretend der deutschen Nation 

 

vorexerziert durch den Bundespräsiden-
ten Richard von Weizäcker - eine spezielle 

 

Variante der Spurenbeseitigung deut-
scher Geschichte betrieben. Die Basis der 

 

verschiedenen Varianten der "Vergan-
genheitsbewältigung" ist immer dieselbe 

 

- mit lebenden Menschen, gar Überleben-

den, mit ihrer alltäglichen Bedrohung 

 

durch den Antisemitismus hat all das 

 

nichts zu tun. Seien es die nationalen 

 

Kampagnen für das museale Erinnern, 

 

um endlich mit den aus dem Holocaust 

 

entstandenen Folgen für die Nachfolge-
generationen der Täterinnen abzuschlie-

ßen, sei es die national wie international 

 

das deutsche Image rehabilitierende 

 

Tour, sich endlich der "Erinnerung" zu 

 

stellen - eben gerade nicht "die Schrecken 

 

der Vergangenheit zu leugnen". Die so 

 

geläuterte Nation kann sich dann verant-

wortungsvoll, besonders qualifiziert 

 

durch ihre Geschichte und deren 

 

schmerzhafte "Aufarbeitung", um ihre In-
teressen in der Welt kümmern - sei es im 

 

Rahmen der EG, der WEU, der UNO, der 

 

NATO oder wo auch immer. 

 

Diese Art der aktiven "Erinnerungsar-
beit", mit dem nötigen zerknirschten Ernst 

 

und der vertrauenserweckenden Pose wie-
der und wieder öffentlich zelebriert, er-
möglicht die scheinbare Befreiung von die-
ser Geschichte als erklärtes Ziel der eige-
nen Anstrengungen. Das hat nichts mehr 

 

mit demAus-der-Geschichte-nicht-lernen-
können-oder-wollen zu tun. Es ist ein be-
wußter aktiver Prozeß der nationalen 

 

Standortbestimmung im Rahmen der auf-
strebenden Weltmacht Deutschland, wo 

 

Ausdiwitz geradezu notwendig erscheint, 

 

um die deutsche Sonderrolle weltweit zu 

 

begründen. Die Deutschen sind nicht un-
fähig, sich ihrer Vergangenheit zu stellen, 

 

sie verdrängen nicht ihre Schuld, weil sie 

 

nicht anders können und sie akzeptieren 

 

gerne ihre neue "besondere Verantwor-

tung". In den letzten Jahren beseitigen sie 

 

aktiv und öffentlich die Spuren dieser Ge-
schichte und bekämpfen zunehmend die 

 

Forderungen der Überlebenden. 

 

Dem Senat ging und geht es darum, 

 

einen Präzedenzfall zu verhindern, der 

 

dieses Konzept durchbrechen könnte. 

 

Um einen hohen Preis muß aus seiner 

 

Sicht verhindert werden, daß derjüdische 

 

Friedhof "jederzeit präsent, sichtbar und 

 

öffentlich" erhalten bleibt. 
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Rabbi gibt 

 

grünes Licht 

 

für Neubau 

 

liamburg (Ino) Der lange Streit 

 

um die Bebauung des ehemali-
gen jüdischen Friedhofs in Ham-
burg-Ottensen ist nun endgültig 

 

beendet. Der Oberrabbiner von 

 

Jerusalem, Itzhak Kulitz, gab in 

 

einem Brief an das Hamburger 

 

Unternehmen Büß & Liedtke 

 

seine Zustimmung zu den gän-
derten Bebauungsplänen. Dies 

 

bestätigte Firmensprecher Peter 

 

Voß gestern auf Anfrage. 

 

Gegen die Bebauung der frühe-
ren; von Jen Nationalsoziajisten 

 

Ileum groffl Til iiistbifetrab-
ötätte 

•eet 
einem Einkaidszen-

trum h ttgAorthodoxe Juden pro-
testiert, vell sie die ewige Toten-
ruhe der dort Begrabenen gestört 

 

sahen. Die Baupläne waren dar-
aufhin so geändert worden, daß 

 

der Boden praktisch nicht angeta-
stet wird. Statt einer Tiefgarage 

 

sollen Parkplätze auf dem Dach 

 

entstehen; das Gebäude wird auf 

 

einer Betonplatte errichtet. 

 

Nach Angaben von Volt machte 

 

der Obberrabbiner zur Bedingung 

 

für seine Zustimmung, daß die 

 

Gründungsarbeiten für das Ge-
bäude durch einen von ihm be-
stellten Vertreter beaufsichtigt 

 

werden. 
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